r., außerhalb incl 
ühr den Raum einer 
drift 1½ Sgr. 
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2 Deutfhland. 
Landtags: Verhandlungen. 
: Berlin, 1. Februar. 
40. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Eröffnung 10 Uhr. 
räſident: x. Forckenbeck. y 
| Am Minijtertifd: Zu Anfang der Sitzung der Mimiſter⸗Präſident Graf 
Bismarck, der Finanzminiſter Frhr. v. d. Heydt und die Regierungs⸗Com⸗ 
miſſarien Geb. Räthe König, Jordan und Wollny; ſpäter der Handelsminiſter 
cr pia und der Landwirthſchaftsminiſter v. Selchow. 
Die amen find dicht gedrängt, ebenſo auch die Logen. Die Plätze im 
Hauſe ſind ziemlich zahlreich beſetzt. 

r Bráfident eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 30 Minuten zunächſt mit 
den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. Sodann theilt er ein Schrei⸗ 
ben des ve Windthorſt (Meppen) mit, in welchem diefer anzeigt, daß 
ex mit Rückſicht darauf, daß er ſelbſt bei Abſchluß ves Vertrages mit dem 
Konig Georg von Hannover betheiligt geweſen, an der heutigen Sitzung 
nicht theilnebmen könne. Ferner verlieſt der Präſident ein Schreiben, tn: 
raus hervorgeht, daß zu Rr. 1 der 1 en das auswärtige Mi⸗ 
niſterium durch den Geh. Legationsrath ónig und den wirklichen Lega: 


tionsrath Pola; und das Finanzminiſterium durch den Geh. Ober⸗ 
n h Wollnp vertreten fein wird. Für den zweiten Gegenſtand der 


a g. fungirt als Regierungs⸗Commiſſar der Geh. Ober⸗Regierungs⸗ 
Rath Meinicke. Von dem Herrn Finanzminiſter iſt aus Anlaß der vom 
Abg. v. Saucken⸗Julienfelde am 14. v. M. na Rede über den Noth: 
ftand in Oſtpreußen ein Schreiben des Ober⸗Präſidiums in Königsberg 
nebſt einem ausführlichen Berichte über den Nothſtand in Preußen über⸗ 
reicht worden. 

Es folgt hierauf der erſte Gegenſtand der Tagesordnung: Bericht der 
Commiſſion für Prüfung des Staatshaushaltsetats über den Geſetzentwurf, 
betreffend die Beſtreitung der dem Könige Georg und dem Herzog 
Adolph von Naſſau gewährten Ausgleichungsſumme. Von Seiten der 
Commiſſion iſt nach Hinzufügung des Schlußpaſſus beantragt, den Geſetz⸗ 
* in folgender Faſſung anzunehmen: 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen 
mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 

Die Beſtreitung der an den König Georg mit 16 Mill. Thalern und an 
den og Adolph zu Naſſau mit 8,892,110 Thlr. 1 Sgr. 6 Pf. gewährten 
Ausgleichsſummen aus dem durch das Geſetz vom 28. September 1866, be⸗ 
treffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militär⸗ und Marine⸗Verwal⸗ 
tung und die Dotirung des Staatsſchatzes (Geſetzſammlung S. 607) eröff⸗ 
neten Credit wird auf Grund der Verträge vom 18. und bom 29. Septbr. 
1867 genehmigt, vorbehaltlich der Zuſtimmung des Laadtages zu den im 
; 4 des mit dem König Georg abgeſchloſſenen Vertrages vorgeſehenen be: 
onderen Anordnungen und definitiven Vereinbarungen. 

Außerdem liegt hierzu nachſtehendes Amendement des Abg. v. Sybel 

, welches erſt im Haufe die ausreichende . erhält: 
Ñ der Abgeordneten wolle beſchließen, den Schluß des 


men: mit dem Vorbehalte genehmigt, daß die nach $ 4 des Vertrages mit 


e 
d bebrobender ‚Ober auf Wicherloätrennung jenes 


— 5 gerichteter Act angeordnet, ve * en 
ſobald ſeitens des Königs Georg V. oder feiner Nachfolger einer etwaigen 


gar allgemeinen Discuſſion melden ſich einige 20 Redner gegen und 
14 . 


erſtatter der 

Abg. Krug v. Nidda: Preußen iſt im Jahre 1866 keineswegs als er⸗ 
obernde Macht in den abgeſchloſſenen Frieden eingetreten. Es hat höhere 
nationale Ziele verfolgt, welche die Vereinigung des ehemaligen Königreichs 
Hannover und des Heczogthums Naſſau mit der preußiſchen Monarchie be⸗ 
dingten. Der Stellung und Würde Preußens entſprach es, den depoſſedir⸗ 
ten Fürſten eine vollſtändige und ausreichende Entſchädigung zu geben; 
außerdem lagen Gründe der Billigkeit hierfür vor, eben jo wie die Stim⸗ 
mung der neuen Landestheile zu berückſichtigen war. Die Verteäge vom 18. 
und 29. September bedürfen unbezweifelt der budgetmäßigen Genehmigung 
der Landesvertretung. Zu dieſem Zwecke iſt der vorliegende Geſetz⸗Entwurf 
eingebracht. Die Commiſſion hat ſich klar gemacht, daß die Verträge als 
ſolche, da ſie mit Privatperſonen dboeidlonen wurden, der Genehmigung 
eigentlich nicht bedürfen. Die Genehmigung der Landesvertretung ijt aber 
wegen des finanziellen von einzuholen. Die Commiſſion erkannte es 
auch an, daß es jetzt, nach Abſchluß der Verträge nicht thunlich iſt, die be 
antragten Summen nicht zu bewilligen. Die höhere Politik udthigte die 
Regierung, in dieſer Sache die Initiative zu ergreifen; hätte die Regierung 
die Genehmigung der Landesvertretung abwarten wollen, ſo würden die 
Verträge wohl gar nicht zu Stande gekommen ſein. Die Staatsregierung 
konnte während der Dictatur das Geld zur Abfindung der Fürſten auf den 
| Mit neuen Landestheilen übernommenen Actiencapitalien oder durch Cnt: 
kußerung oder Belaſtung des dortigen Domänenbeſitzes aufbringen, fie hat 
% nicht gethan aus pon uns anerkannten Gründen; es ijt daher Recht, die 
beantragte Genehmigung auszusprechen und hat aus dieſem Grunde die 
mmiſſion ihren Antrag geftellt. Was den Antrag des Abg. v. Sybel 
langt, ſo konnte die Commiſſion über denſelben nicht berathen, da er ihr 
ch nicht vorlag, ſoll ich meine Meinung über denſelben äußern, fo halte 
ihn für unannehmbar, weil er der Staatsregierung Bedingungen auf: 

gt, welche zu erfüllen ihr unmöglich fein wird. ; 
Gräbg. Ziegler (Breslau) ſpricht gegen den Commiffions-Antrag. Der 
aba, weshalb ich in dieſer Sache das Wort nehme, tft der, daß ich mein 
endes Votum vor dem Lande rechtfertigen will. Es iſt nicht meine 
it, die zur Rechtfertigung des vorliegenden Geſetz⸗Entwurfes angeführten 
en ründe zu widerlegen, weil jie zu leicht find, auch hat die Staats⸗ 
die A0 ſelbſt zu dieſen juriſtiſchen Gründen kein Vertrauen gehabt, da ſie 
kann geſchloſſenen Verträge mit politiſchen Gründen rechtfertigen will. Es 
ſei, ma, gewiß Niemand den Vorwurf machen, daß es meine ates fina 
ſich auß in die auswärtige era zu miſchen; es ift für jeden Laien ſchlimm, 
der inn dieſen vulkaniſchen Boden zu begeben. Anders verhält es ſich mit 
berechtigten Politik. Da ift der Laie und um jo mehr der Volksvertreter 
geweſen bimitzuſprechen. Und da kann ich nun verſichern, daß ich bemüht 
N, aus allen Theilen des Landes, allen Kreiſen der Geſellſchaft, 
us ſolchen mit der verſchiedenſten politiſchen Anſicht, die Meinun⸗ 
N vorliegenden Geſetzentwurf zu erfahren. Ich habe keine einzige 
ſehr natürli Xt, die nicht mit dieſen Verträgen unzufrieden war; es ift auch 
Während man früher die Demagogen unbarmherzig ber: 
eale hatten, die heute ſchon zum Theil durch unſeren Mi⸗ 
ihrer politiſchen Aerwirllicht wurden, während man eine Menge Leute wegen 
ihnen keine Milo Ndauung um ihre Zukunft brachte, während man bei 
ieg u. |. w. S. lannte, ſpendet man hier Wohlthaten für Bundesbruch, 
in welchem Entt * unden in der ganzen Geſchichte kein ähnliches Beiſpiel, 
litit iſt in der Ge Rte in ſolcher Weiſe entſchädigt wurden. Eine ſolche Po⸗ 
| fortgegeben werden site noch nicht dageweſen. Die eee Summen follen 
sen, während alle Esabrend einzelne Provinzen in Gefahr find, zu verhun- 
eſiter ſich bemühen fi en por einem Deficit ſtehen, während die Grund- 
ir 25 Millionen übri aus ihrer bedrängten Lage herauszureißen. Wenn 
Kreiſen geben. Man will den, jo wollen wir fie lieber einem von biejen 
echtfertigen; derglei den die Verträge aus Geſichtspunkten höherer Politik 
re mpel anfeben und tt. Gründe laſſen fic) aber wie ein trockenes Rechen: 
a4 Zu große Milde Dingen nicht in das Herz und das Gemüth des Vol: 
ird häufig als Schwäche angeſehen, das ſcheint ſchon 


f 


Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


der Regierung anfangen können, ſo müſſen wir unſere 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem üb l E 
cs Beftellungen auf die Zeitung, welche + Sar gen Sines 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint 


Montag, den 3, Februar 1868. 


und das Volk faſſen es auch ſo auf, ſo ſehr auch die welfiſchen Organe das 
Gegentheil davon behaupten. 
=> Schulze Paty) gegen die Vorlage: 
erjten Redners, da 
ſein möchten, denen nicht die angeſonnene 


jest in Straßburg feinen Anfang zu nehmen, wo die Vorgänge nahe an 
errätherei grenzen. Ich kann weder aus politiſchen noch aus Gerechtigkeits⸗ 
gründen Nie dle Vorlage ftimnien, und ein folded Verhalten würde ich auch 
dem Volke gegenüher nicht rechtfertigen können. Jedes Thier ftößt, wenn 
eine Laſt um ein Pfund zu ſchwer wird, einen Schrei aus: Das preußiſche 

olk hat feine Laſt mit Demuth aufgenommen, aber es wird zu diel, und 


Die Vorausſetzungen des 
wohl nur wenige Mitglieder dieſes Saule perbonbert 
enehmigung der Capitalsabſin⸗ 


h : I 8 dungen aus jenen Verträgen äußerſt ſchwer würde, it auf das Glänzendſte 
ch kann nicht anders, als in den Schrei des Volkes einftimmen und gegen beftähi t — durch ben 3 der dadurch nicht — wenn 
die Vorlage votiren. Ich bitte Sie, ftimmen Sie mit mir. (Bravo! links.) ſeine Rede, feine gründlichen Auseinanderſezungen — prüfen — für dieſe 


Abg. Miguel ſpricht für die Vorlage: Ich und meine politiſchen Freunde] Abfindung, ſondern eigentlich nur für die Gewährung des Provinzialfonds, 
den die Frage eine deutſche ale i, Abgeordnete behandeln.] den Kern und den wahren Inhalt . Rede geſprochen hat. (Heiterkeit. 
Wir treten mit Befangenheit an die Sache heran und die große Mehrzahl] In Beziehung auf die Rechtsfrage kann ich mich kurz faſſen. Die Staats⸗ 
von uns möchte ſie mit Rückficht auf die in Betracht kommenden Fragen, Fan hat ihr früher prätendirtes Recht, die Dinge ge zum Aug: 
eher gegen als für den ge erklären. Ich ftimme mit dem Herrn Vor: trag zu bringen, in Bezug auf den Geldpunkt ja ſchon ſelbſt aufgegeben, in 
redner darin überein, daß die erträge aus juriſtiſchen Geſichtspunkten nicht dem ſie uns mittelſt Vor ge des gegenwärtigen Fina a ede. nachträglich 
gerechtfertigt werden konnen. Der Vertrag mit König Georg kündigt ſich als | um unſere Genehmigung dieſer Maßregel angeht. Auch mir ſcheint es 
eine Entſchädigung des Königs an dem Domanium an. Der Vertrag hat] äußerſt müßig, darüber zu debattiren, ob die Staatsre ierung die Dinge 
mit dem Privatvermögen des Königs nichts zu thun; der Staat Preußen hätte anders machen konnen, als fie fie gemacht bat. s handelt ſich um 
hat ſolches nicht beſchädigt, kann es alſo auch nicht entſchädigen. Ebenſo ijt] Ausgaben des preußiſchen Staates, die von der Volksvertretung bewilligt 
es mit dem Schatullvermögen des Königs. Außerdem leidet der Vertrag | werden mußten. Wenn man da immer die Dictatur anführt und auf das 
noch an vielen anderen Unklarheiten. Das Domanialvermögen hat in | Geſetz von 1866 hinweist, nun, fo möge man auch den Inhalt des * 
N einen ganz anderen Charakter als in Hannover; in Preußen hat in Erwägung ziehen. Was ſteht denn da? — Nichts weiter, als die Sus⸗ 
es ſich ſeit langer Zeit zu einem wahren Staatseigenthum herausgebildet, 
weil hier die Intereſſen des Fürſtenhauſes mit denen des Staates zuſam⸗ 
menfielen. In einem kleinen Staate aber, wo die Intereſſen des Fürſten⸗ 
hauſes denen des Staates entgegenſtehen, iſt es ein Fideicommiß des Herr⸗ 
ſcherhauſes, beſtimmt, die Staatslaſten dieſes Harſes zu tragen und den 
königlich Hof und Hausſtand zu ſuſtentiren. Jurſſtiſch kann alſo das Doma⸗ 
nium von dem Staate Hannover nicht getrennt werden und von Preußen 
nicht, ſeitdem . preußiſche Provinz geworden ijt. König Georg 
hat alſo meiner biete Ante nach als Bribatmann keine Anſprüche an das 
Domanium. Mit dieſer Anſicht ſtimmt auch die im März 1857 octrovirte 
Verfaſſung überein, nach der nur der herrſchende König auf dieſes Domanium 
Anſprüche zu erheben hat. Preußen hat alſo keine Verpflichtung, irgend eine 
Entſchädigung zu gewähren. Geſetzt aber, dieſe Verpflichtung habe beſtanden, 
jo beſtand fie gewiß nicht fo, daß eine Entſchädigung in der beantragten 
Weiſe zu gewähren ſei. König Georg bezog bisber in Summe 963,000 Thlr. 
als Einnahme aus dem Domanium aus dem Privat: und Chatoullvermö⸗ 
gen. Davon hatte er ſämmtliche Schlöſſer und das Thegter zu unterhalten 
und alle Ausgaben, die die Stellung eines ed erheiſcht, zu beſtreiten. 
Schätzt man dieſe Anſtands⸗Ausgaben auf 300.000 Thaler und wollte man 
den König nach ſeiner Entfernung in dieſelbe Lage bringen wie früher, ſo 
wird man zugeben, daß er jetzt gerade doppelt fo viel erhalten hat. 
Ich ſpreche hier als preußiſcher 8 verpflichtet durch meinen 
Abgeordneteneid. Wollte ich meinem Gefühle folgen, fo würde ich zu dem⸗ 
jelben Reſultat wie der Herr Vorredner kommen. Bei der Lage der That: 
jachen aber können wir uns nur vom Verſtande leiten laſſen und dann 
komme 5 zu dem entgegengeſetzten Me Der Beſchluß des Abgeord⸗ 
netenhauſes gab der r. Jedenfalls müſſen ſich nun 


aus läßt fic) aber nicht folgern, daß alles Mögliche hätte geſchehen können. 
Das Einzige, was nach meiner Anſicht Dies wohl zu erwägen und in Frage 
zu ſtellen iſt, iſt das: Wie kommt die königliche Staatsregierung dazu, zu 
dieſer unbedingt unſerer Genehmigung bedürftigen Maßregel, dieſe Geneh⸗ 
migung jetzt erſt nachträglich nachzuhalten; weshalb ſie nicht den allein ver⸗ 
faſſungsmäßigen Weg betreten, vorher uns um unſere Genehmigung zu be⸗ 
fragen? Das iſt der einzige Punkt, der bei der Rechtsfrage überhaupt zu 
erörtern iſt. Da ſieht man ſich in dem Berichte unſerer Commiſſion ver⸗ 
geblich nach irgend welchem Anhalte um. Es wird wirklich nur einer ſehr 
kurzen Hindeutung auf die furchtbare Gefährdung unſeres Finanzrechtes be⸗ 
dürfen, die — eintritt, daß man ſolche Dinge erſt, nachdem ſie geſche⸗ 
hen find, zu unſerer Cognition bringt, wo es in dieler Hinſicht ſchwer, viel⸗ 
leicht zum Theil unmöglich ſein mag, ſie rückgängig zu machen. Das iſt 
denn doch eine Verkehrung aller ſtaatsrechtlichen Begriffe! — Wenn der 
Vollzug unſerer Genehmigung vorangeht, ſo macht man ja den Vollzug 
nicht mehr von der Genehmigung abhängig, ſondern die Genehmigung vom 
Vollzuge; anſtatt des Rechtes der Genehmigung, bleibt blos die Pflicht; das 
Zuſagen ijt der einzige Ausweg, denn das Nein hilft zu nichts mebr. (Sehr 
richtig! links.) Wenn ich nun auf die politiſche Seite dieſer Sache über: 
gehe, fo ergiebt ih, daß in der That nur politiſche Gründe von der aller 
zußerſten Dringlichkeit uns beſtimmen könnten, unter ſolchen Umſtänden un⸗ 
ſere Genehmigung zur Vorlage zu ertheilen. Allein die vorliegenden Grunde 
ind keineswegs ſo dringlicher Art, ſie führen uns vielmehr dahin, unſere 
Genehmigung zu verſagen. 

Es wird wohl Niemand der Anſicht ſein, daß durch die Entthronung den 
Fürſten ihr Privatvermögen genommen werden ſollte; darüber ſind wir wohl 
alle einig; auch darüber, melche Entſchädigung an Grundvermögen den Fürs 
ſten einzuräumen iſt, will ich nicht rechten, obwohl die Regierung in ihrer 
Vorlage Sachen als zweifelhaft hingeſtellt hat, die nach bannober 
ſetzen unzweifelhaft fino. Darin jedoch müſſen wir alle einverſtanden fein, 
daß die zu zahlenden Abfindungsſummen jedes Maß der Gerechtigkeit und 
der Leiſtungsfähigkeit des Landes überſchreiten. Eine Entſchädigung, welche 
die Höhe der früberen Einnahme jener Fürſten zur Zeit ihrer 909 
weit überſteigt, iſt politiſch verwerflich und verderblich. In dem Augenblicke, 
wo ein Souverän von der Regierung, ſei es gewaltſam oder freiwillig ab⸗ 
tritt, hort auch jeder Anſpruch auf Dotation auf, weil ſonſt naturgemäß eine 
doppelte Bel g des Landes eintritt. Sobald die Leiſtungen der Fürſten 


egierung volle Di 
die Herren, die die Ermächtigung e dem Vertrage ertheilt haben, die Con: 
ſequenzen davon gefallen ae. Sehr richtig! unter den Hannoveranern.) 
Der Vertrag mit Naſſau ijt vor dem Inkrafttreten der Verfaſſung abge- 
ſchloſſen, wo der König das volle Fe der Geſetzgebung hatte. Es unter: 
liegt daher keinem Zweifel, daß dieſer Vertrag zu Recht eſteht. Die Rati⸗ 
fication des Vertrages mit Hannover ſoll erſt an hie Inkrafttreten der 
Verfaſſung gegeben ſein. Da fragt es ſich, welche Wirkung hat dieſe Rati⸗ 
fication? Ich möchte mich dahin ausſprechen, daß die Sache ſehr zweifelhaft 
iſt und daß ſie deshalb, da kein Präcedenzfall beſteht, juriſtiſch nicht behan⸗ 
delt werden kann. Da wir aber auf einer ſolchen Baſis keinen Conflict mit 
I Zuſtimmung geben. 
nas. wenn man lieft, daß arme verführte hannoverſche Bauernſöhne 
Frankreich transportirt werden, dann ſträubt ſich das Gefühl dagegen, 
ſolch A en. noch hat der Vertrag allerdings nützliche 
und politiſche Gründe. Die Verweiſungen der Herren Vorredner auf die 
alten Römer und Italiener u. ſ. w. ſind werthlos, da wir von jeher Rechts⸗ 
fragen ganz anders behandelt haben als ſie. Die Stimmung in Deutſchland 
geht auch nicht dahin, gar keine Entſchädigung zu bewilligen, ſondern nur 
nicht ſo diel, als der Vertrag will. Welches iſt nun die Stimmung in 
Hannover? Das allgemeine Gefühl Derjenigen, die für den Anſchluß an 
Preußen geweſen waren, iſt dafür, daß die Entſchädigung zu groß fei, da ſie 
über das hinausgehe, was König Georg früher hatte, und früher, ſagen ſie, 
befam er auch ſchon zu viel. (Hört! hört! links.) Der andere Theil, der 
aus Anhängern des Königs Georg beſteht, wünſcht allerdings, daß der Kö: 
nig einigermaßen entschädigt würde und daß ihm lieber zu viel als zu wenig 
gegeben würde. Auf dieſe Weiſe glauben ſie ſich mit ihrem Gewiſſen abzu⸗ 
finden und einen günſtigeren Boden für den Anſchluß an die alten Provin⸗ 
zen zu finden. Wenn wir uns aber fragen, welche Wirkung durch die Ab⸗ 
findungsſumme auf das Land ausgeübt wird, ſo müſſen wir uns ſagen, daß 
dieſelbe günſtiger fein wird, wenn es heißt, der König habe zu viel bekom⸗ 
men, als wenn das Gegentheil der Fall iſt. Auch ul die auswärtige Po: 
litik wird die Wirkung eine günſtige jein, wenn die Höfe und Fürften fagen, 
die Preußen haben loyal gehandelt, als daß ſie ſagten, ſie haben die er⸗ 
oberten Länder ausgebeutet. i 
Preußen hat den Krieg von 1866 geführt aus Gründen, die durch die 
Geſchichte und die Intereſſen Deutſchlands beſtimmt ſind, um ſeine Aufgabe 
zu erfüllen, einen einheitlichen deutſchen Staat hinzuſtellen. Der Krieg war 
fein erobernder, ſondern ein nationaler. Aber wenn die deutſchen Intereſſen 
es verlangen, daß Fürften von ihren Thronen herunterſteigen, jo doch nicht 
daß ſich Preußen dabei bereichere. Allerdings erkenne ich die Anſprüche des 
preußiſchen Volkes an, daß den ſchweren Laſten der Vergangenheit eine Er⸗ 
ſeichterung in der Gegenwart folge. Allein nichts würde irrthümlicher fein, 
als aus den Zahlen des Budgets die Berechtigung zu der Behauptung her⸗ 
leiten zu wollen, daß Preußen durch den Hinzutritt der neuen Provinzen zu 
ſehr belaſtet werde. Freilich ſind die Zahlen richtig — zuſammengezählt — 
allein der Geiſt fehlt den Zahlen, man kann nicht ſagen, die alten Provin⸗ 
zen müßten bluten und zählen für die Schooßkinder, die neuen Provinzen. 
Dieſelben werden vielmehr die alten entlaſten: wenn auch nicht heute, ſo 
morgen. (Heiterkeit links.) Es müßte ja wunderbar zugehen. wenn die neuen 
Provinzen, deren Steuerkraft größer iſt als die der alten, der Ge⸗ 
ſammtheit nicht mehr einbrächten, als ihre Verwaltung abſorbirt. (Sehr rich⸗ 
tig.) Nach meiner Ueberzeugung iſt die Gependberftellung ſolcher Berechnun⸗ 
gen nicht gut, ſie führen nur zu einer Lockerung des Verhältniſſes zwiſchen 
den Provinzen. Man ſollte ſie laſſen. Mitglieder der alten Provinzen und 
Mitglieder der neuen ſollten ſich nicht gegenſeitig ſolche Zahlen vorwerfen. 
Wenn ich nun erkläre, daß ich für die 15 ſtimmen werde, ſo geſchieht 
dies unter der Voraussetzung, daß die königl. Staatsregierung mir auf einige 
Frageu befriedigende Ant wort giebt. Der Vertra ijt in vielen Stellen 
Ehr unklar, er läßt den allerſtärkſten und bedenklichſten Zweifel über feine 
Auslegung zu. Eine Erklärung der Regierung, wie ſie den Vertrag verſteht, 
ift daher nothwendig. Im $ 3 iſt die Rede davon, daß das zum Fiedeikom⸗ 
mißvermögen des köͤnigl. hannoverſchen Hauſes gehörige Grundeigenthum der 
Dispoſition der Krone Preußen unterliege. wollte ver — nur fragen, ob 
nur das Domanial⸗Eigenthum, oder auch das bewegliche Geſammtvermögen 
der Krone Preußen unterworfen fein ſoll. Im $ 4 ijt die Rede davon, daß 
die Millionen nur für den König Georg von Hannover gesaplt werben folle. 
Wie verhält es fid da nun mit den Apanagen. — Ferner bedaure ich, daß 
in dem Vertrage nirgends von den Chatouillgeldern die Rede ijt. Ebenſo foll 
dem Könige das Schloß Herrenhauſen überlaſſen werden. Rechnet die Re⸗ 
gierung dazu auch die wunddrvolle Allee und das Welfenſchloß? Ich befürchte 
dies, und iſt meine Befürchtung begründet, ſo wäre es, abgeſehen von 
allen anderen Bedenken, ein prinzipieller Fehler. — Wenn ich annehme, da 
die Staats⸗ Regierung befriedigend auf dieſe Fragen antworten wird, fo wi 
ich für die Vorla en Man hat dem Vertrage ferner vorgehalten, 
daß die Verzichtleiſtung des König Georg nicht ausdrücklich in dieſem Ver⸗ 
trage anerkannt iſt. Allerdings i ies richtig. Allein ich glaube, daß in 


haben ſchon mit Rückſicht auf die Erweiterungen unſeres Staatsgebietes die 
Krondation erhöht und trotzdem ſoll der König von Hannover noch mehr er⸗ 
halten, als zur Zeit feiner Regierung. Womit hat denn das Land dieſe 
doppelte Belaſtung verdient; wenn man auch die humanen Motive ehren 
kann, kann man jie dod) nicht als Staatsraiſon aneyfennen. Wir können 
den Conſens zu dieſen Verträgen um ſo weniger geben, als unſer Vaterland 
gegenwärtig in keiner beneidenswerthen Lage iſt. Seit Jahren drückt uns 
Krieg und Kriegsbereitſchaft. Die finanzielle Leijtungsfabigteit kann unter 
ſolchen Umſtänden unmoglich vorwärts gehen, und bei dieſer verminderten 
Leiſtungsfäbigkeit ſollen wir nun durch die Abführung dieſer Summen noch 
höher belaſtet werden. Zu alledem tritt der Nothſtand in Oſtpreußen. In 
ſolchen Augenblicken bermebrt man nur die vorhandenen Uebelitände durch 
erhöhte Be pom Auch das Motiv, daß man durch ſolche Abfindung die 
Stimmung der Bevölkerung in den neuen Landestheilen ſchonen will, trifft 
nicht zu. Es iſt gewiß durchaus unrichtig, die depoſſedirten Fürſten in die 
Lage zu ſetzen, ihre getreuen W zu unterſtützen. uch ich habe 
Stimmen aus den neuen Landestheilen vernommen, die durchaus nicht er⸗ 
baut find von einer derartigen Fortführung des Staatsvermögens. Ich 
mochte mir erlauben, die königliche Staatsregierung auf den einzig richtigen 
Weg hinzuführen, auf welchem ſie den neuen Unterthanen bei Weitem ſicherer 
gewinnt, als durch die Beſchenkung der vertriebenen Fürſten: das iſt eine 
liberale Regierung und die Hebung des Volkswohlſtandes. 
Fürſten durch Kriegsgewalt ihrer Throne entſetzt wurden und es in die Macht 
des Siegers gelegt war, ſie gar nicht oder nach Belieben zu entſchädigen, 
wendet er ihnen ſolche Summen zu, die nur dazu beitragen, 
gung zu beſtärken, daß fie widerrechtlich entſetzt jeien. Es iſt bemerkenswerth, 
wie in dem Wortlaut der Verträge jede Andeutung an die ſtattgehabten Ver⸗ 
änderungen vermieden wird und alt nur bon einem Arrangement der Ver: 
moͤgensver ae der Fürſten die Rede ift. Die Verträge ſelbſt enthalten 
eber einen Vorbehalt der Souveränetät, als eine Verzichtleiſtung auf dieſelbe. 
Die cimpige Baſis für ſolche Abfindungsverträge wäre die einfache Entſagung 
auf den Thron. ie Verträge ſind durchaus hinfällig und gewähren uns 
nicht die geringſte Garantie. Der König behält ſich die Reſtauration vor bis 
it der Zeit, wo er die Macht hat, fie durchzuſetzen. Die Verhältniſſe liegen 
o, daß wir die Verträge noch ablehnen können, da das Capital noch nicht 
aus dem preußiſchen Machtbereich iſt. Die ganze Ken unſeres Vater⸗ 
landes hängt ab von dem Bruche mit allen dynaſtiſchen Rückſichten. Statt 
deſſen hält man fie aufrecht und errichtet quasi ein hiſtoriſches Curiofitátens 
Cabinet von depoſſedirten Fürſten. 

Uns liegt nichts als ein — 5 vor, und wenn wir die Sache ge⸗ 

e der Verfaſſung betrachten, jo können wir nicht anders als gegen die 

orlage ſtimmen. Denn der Kernpunkt der Hebe e ijt, daß in gewiſſen 
Fällen der Wille des Königs nicht allein entſcheiden ſoll, mißlich iſt die Ab⸗ 

ehnung der Vorlage durchaus ani denn ſonſt wäre auch die Verfaſſung 
und das conſtitutionelle Leben mißlich. (Bravo! links.) Mißliebig wird 
allerdings die Sache noch Oben hin empfunden werden; mißlich wird die 
Sache nur, wenn wir von der Verfaſſung abgehen und unſer Recht nicht 
wahren. — Fort mit allen Bedenken: die res ift immer noch integra, wenn 
wir nur integer ſind. Wenn es wahr ware, daß die Regierung dem Votum 
des Volkes nicht die ndthige Folge gebe, fo würde das für mich der allerletzte 
Grund ſein, von meinem Rechte abzuſtehen und gegen die Vorlage zu ſtim⸗ 
men. Durch das edle Nefpectiren fogenannter vollendeter Thatſa kommt 
es noch dahin, daß wir ſelbſt noch vollendete Thatſache werden. (Heiterkeit. 
Dadurch wird Abſolutismus mit Volksverantwortlichkeit und uäne wie 
in Frankreich geic 11 — (Widerſpruch 5 — Ich bitte Sie, laſſen Sie 
uns = re and bieten. (Bravo links.) 

Miniſterpräſident Graf Bismarck! M. $. Ich will mid in der erniten 
und ſchwierigen Sache von hiſtoriſchen Hüls wine moͤglichſt frei ballen 
aber ich kann ae umhin, mich über eine Erinnerung auszuſprecheu, die 
fic mir heute aufdrängt. Sie ſetzt mich zurück in Zeiten, wo die auswär⸗ 
tige Politik zu der Annahme berechtigte, daß dieſer Abſchluß in Betreff Han⸗ 
novers in dieſem Hauſe keiner Seite recht war; wo ſie angegriffen und von 
allen Seiten mit größerer Schärfe kritifirt wurde wie heute. Wir ftanden 
iſolirt, jeder wußte beſſer, wie wir, wie es ſein mu te, jeder war bereit, zu 


politiſchen Fragen die öffentliche Meinung und die Macht entſcheide. Das lehren, zu tadeln. Es wird das jedes Mal der Fall fein, wenn man aus 
Volk wird ſagen: wer ſich abfinden läßt, der verzichtet dk ee auf | der Ge ammtpolitik eines ra Landes Einzelheiten und ſolche, die ſich zur 
ſeine Rechte, wenn er auch nicht Tuber füll ses Ausdrücklich hat] Erregung von Volksleiden „ zu gr zur Sindentung | r den Rothe 


König Georg nicht verzichtet, wohl aber ſtillſchweigend und die Regierung leidenden eignen, berate ohne die Politit in ihrem vollen Zuſammeu⸗ 


penſion der preußtſchen Verfaſſung bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte. Dar⸗ 
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aufhören, müſſen auch die ihm zugeſtandenen Bewilligungen fortfallen. Wir 
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Es kam auf einen Zweck an, den ich durch 


anerkannt 
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bange zu betrachten. Wenn ih die Herren von dieſer Seite (inks), zum 
Thei E dieſelben, die ich mir in den Jahren 1863 und 1864 gegen⸗ 
überſah, reden höre, fo joie man glauben, dieje Herren bitten Hannover 
erobert, fie hätten, was ſchwieriger Mar, Europa mit dieſer Erwerbung ver: 
ſohnt, und wir wären es, die hee ſich in dieſes Geſchäft hineindrängten, 
indem wir in ziemlich ruchloſer Weiſe die Gelder des Staates zum Fenſter 
hinauswerfen. Der Abg. Ziegler hat uns an die Praxis der Römer erin⸗ 
nert. Ich weiß nicht, ob er ernſthaft oder im Anfall von Laune 1 8 
hat; ich kann das letzte hier doch nicht am Platze finden; ich u alſo an: 
nehmen, es wäre ernitbaft jeine Meinung geweſen, den König Georg ber: 
kommen zu laſſen. Dann aber glaube ich, daß die Zahl der jetzt in Straß⸗ 
burg organiſirten Hannoveraner mit Recht ſtärker fein würde. Der Abg. 
Ziegler hat ferner gejagt, unſer Verfahren wäre in der Geſchichte vollkom⸗ 
men unerhört. R 5 
Ich kann nicht annehmen, daß ihm die Geſchichte feines Vaterlandes fo 
fremd iſt, daß er von dieſer Behauptung nicht abſtehen ſollte. Ich erindere 
an die Depoſſedirung Heinrichs des Löwen im Herzogthun Sachſen. Er iſt 
in England nicht verkommen, ſondern man ließ ihm ſeine Allodien, die ihn 
mächtig genug machten, um mit Nachdruck in die ſpäteren Händel Deutſch⸗ 
lands einzugreifen. Da gebe ich dem erſten Herrn Redner aus der Ge⸗ 
ſchichte Deutſchlands ein Beiſpiel von einer größeren ge Meg A gegen 
einen Vaſallen des deutſchen Kaiſers. Ein anderes Beiſpiel ift die Abfindung 
des depoſſedirten Kurfürſten von Sachſen durch Karl V. Er bekam das ganze 
Ländergebiet, auf dem jetzt 4 Herzogthümer find. Wenn der erſte Redner 
alſo die Geſchichte unſeres Vaterlandes genauer ſtudiren will, ſo wird er 
finden, daß er mit ſeiner Behauptung Unrecht hat. Ich erinnere ferner an 
die Depoſſedirungen zur Zeit der franzöſiſchen Invaſion im Anfang dieſes 
ahrhunderts. Da überließ man den Fürſten nicht ſoviel, daß ſie leben 
onnten; man erzeugte dadurch eine Lage für ſie, in welcher ſie faſt gezwun⸗ 
gen waren, um ihre Exiſtenz wieder zu gewinnen, ihre Leute um te zu 
chaaren, die nur deshalb gewinnen konnten, weil fie nichts zu verlieren 
Aral ähnlich wird in Italien verfahren. Wir haben uns nicht dieſem, 
ondern dem deutſchen Syſtem in dieſer Frage von Hauſe aus zugewandt. 
J e erleſung einer kurzen Stelle 
charakteriſiren will, wenn der Herr Präſident es geſtattet: „Bei den Friedens⸗ 
Rehe Nach wurde hervorgehoben, daß Preußen den Depoſſedirten nicht 
mehr Nachtheile zufügen darf als die Intereſſen der Geſammtheit erheiſchen. 
Die Ausgaben, die ſie zu ihrer Unterhaltung nicht entbehren können, müſſen 
ihnen bewilligt werden. Eroberungen außerhalb dieſes Standpunktes zu 
ſuchen, lag uns fern.“ Aus dieſem Geſichtspunkte betrachten wir die Ein⸗ 
berleibung Hannovers wegen der Gemeinnützigkeit für Deutſchland als Cr: 
roprigtion, zu der das Recht durch den freiwilligen Beginn kriegeriſcher 
perationen gegen uns in unſere Hand gelegt war. Von dieſem Rechte 
haben wir in dieſem Sinne Gebrauch gm t, in dieſem Sinne haben wir 
aber auch mit en den Handel nicht als eine Eroberung betrachtet, die ohne 
Rüdfiht auf den früheren Beſitzer durchzuführen ift; wir haben es vielmehr 
als eine Pflicht erkannt, eine Abfindung zu geben. Von allen Seiten iſt 
es könnte dieſe Abfindung in analoger Weiſe gegeben werden, 
wie bei Heinrich dem Löwen und in der Albertiniſchen Linie von Sachſen 
und noch lange iſt dieſer Gegenſtand nach der Rückkehr der Regierungen von 
Nikolsburg verhandelt. Man wollte den Entthronten Ländereien überlaſſen; 
ich glaube, Allen wird es lieber fein, daß darauf nicht eingegangen iſt; viel⸗ 
leicht wäre dann kein Wort des Streites zwiſchen uns gefallen, jetzt hat man 
das vergeſſen, man reißt das eine Glied der gefammten Kette der Politik 
eraus und mäkelt. Hätten wir den Frieden jo abgeſchloſſen, daß wir ben 
rften ihre Domänen ließen, man würde es uns verziehen um: Hätten 
wir die Geldſumme ihnen damals überwieſen, man würde keinen Anftand 
daran genommen haben. Hätten wir Baiern und Sachſen die Verpflichtung 
auferlegt, Hannover und Heſſen ie entſchädigen, ftatt uns eine Contribution 
zu zahlen, wir würden ein ſchlechtes Geldgerdait gemacht, Sie Alle es ir 
riſtiſch richtig gefunden haben. Ich weiß nicht, ob es in die Oeffentlichkeit 
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bſchluß zu kommen, iſt ein Gebot bis zu 100 Millionen gemacht. : 

Es wurde erwähnt, daß die in Schleſien geführten Kriege nicht weniger 
gekoſtet hätten, als die neueren. Wenn wir für 40 Millionen Oeſterreich 
und den Prinzen von Auguſtenburg abgefunden hätten ohne Krieg, man 
würde das damals für ein ganz ſchlechtes Geſchäft gehalten haben; die öfter: 
reichiſche Regierung wollte aber Land und Leute haben. Darauf konnten wir 
nicht eingehen. Hätte ſie Geld genommen, wir würden es als eine glückliche 
Politik betrachtet haben. Der Erwerb Hannovers gegenüber der Entſchädi⸗ 
gung iſt auch pecuniär keineswegs kein ſchlechter. Herren, die von den 
neuen Laſten der alten Provinzen — die durch die Entſchäͤdigung auf: 
erlegt würden, müſſen das frühere hannoverſche Budget nicht genau 
ſtudirt haben, ebenſo wenig, wie die frühere deutſche Geſchichte, ſonſt 
würden ſie wiſſenz, daß Sannober ein Actibbermbgen an Capitalien, 
Eiſenbahnen, Domänen rc. beſaß, das auf den Kopf über 6 Thlr. eintrug, 
während die gleiche Kategorie in Preußen auf den Kopf nur 2 Thaler ein⸗ 
5 a ı Vermögen gebracht, welches fic) im An⸗ 
ſchlage auf 250 bis 300 Mill. capitaliſirt, fo daß es ar wohl eine Ueber: 
treibung ad usum der unverſtändigen Zuhörer außerhalb ift, daß durch dieſe 
Abfindung Preußen neue Laſten auferlegt werden. Die Regierung hat in 
ihrer auswärtigen Politik ſeit dem Frieden es als ihre Aufgabe betrachtet, 
diejenigen Empfindungen in Europa, welche durch die neue Ordnung der 
Dinge verletzt ſind, nach Kräften * verſöhnen. Wie viel dieſe Verſöhnung, 
im Gelde ausgedrückt, werth iſt, kann Niemand ſagen, auch nicht, ob ſie voll⸗ 
kommen erreicht wird; wenn ite aber in Bezug auf Alles, was ſich für das 
Schickſal der welfiſchen Dynaſtie intereſſirt, jetzt erreicht wird, dann halte ich 
den Preis für einen wohlfeilen, und wäre der Handel jetzt noch nicht abge⸗ 
ſchloſſen, ſo gebe ich Ihnen mein Wort, wenn ich die Einwilligung König 
Georgs nicht anders erreichen könnte, ſo würde ich daſſelbe bewilligen oder 
noch eine Million mehr. Die Urtheile hierüber richtig zu machen, ſind Sie 
weniger im Stande als ich, weil Sie die ganze Sache nicht ſo intim mit 
durchgelebt haben, wie ich, und weil Sie das, was mit dieſer Sache im Zu⸗ 
ſammenhang ſteht, vergeſſen haben, während es mir tiefer ins Gedächtniß 
egangen 12 Ich kann die Politik nur ſo machen, wie ich ſie in ihrer Ge⸗ 
ammtheit verſtehe, ich kann mir nicht einzelne Theile herausgreifen laſſen 
und jagen: hier iſt die Regierung von aller Weisheit verlaſſen geweien, das 
acceptiren wir und das Andere nicht. Es iſt moglich, daß während 1866 
die Einſicht der Regierung gerühmt wurde, wir plötzlich verblendete Ver⸗ 
chwender geworden And, die das Geld zum fter hinauswerfen, aber i 

age Sie: ſieht der Finanzminiſter aus wie einer von dieſer Gattung? (An: 
altende allſeitige Heiterkeit. 

Daß ich bei dieſer Sache von einer Uebereilun 
davon habe ich öffentlich noch keine Beweiſe abgegeben; iſt es Ihnen Ernſt 
mit der Verwerfung, dann haben Sie auch den Muth Ihrer Meinungen, 
dann ſchließen Sie fic) dem Herrn Vorredner an, und berwerfen Sie die 
ganze Sache. Sie werden die Regierung conſtitutioneller finden, als Sie 
vorausſetzen. Daß aber dieſe Regierung, alsdann, nachdem fie die Unter⸗ 
chrift des Königs berlangt hat, die Geſchäfte nicht fortſetzen kann, liegt außer 

weifel. Der Verlag wird alsdann aus der Welt geſchafft, es kommen 
neue Leute, neue Grundſätze; dann will ich nach 6 Monaten wieder kom⸗ 
echt gehabt haben. Dann haben Sie alle Gründe 
erkannt, die mich zu dieſem Vertrage geführt haben, die ich, um mich nicht 
zu nullifieiten, nicht von der Tribüne aus verkünden will; dann aber be⸗ 
urtheilen Sie mich mit weniger Härte, als von dem erſten Herrn Redner 
mit der ſanften Stimme geſchehen iſt e und rufen Sie nicht gegen 
uns den ohnehin erregten Sinn der Nothleidenden auf und ziehen in die 
Sache nicht A hinein, die nicht hinein gehören. Wenn man Staats: 
ausgaben vergleichen will mit dem Hungernden, der auf ſeinem Bette ſitzt, 
ann das nur den Zweck haben, alle Staats⸗Einrichtungen zu lockern. 

Anderes kann ich nicht darin finden. (Lebhaftes Bravo rechts.) 

Abg. v. Kardorff: Der König Georg wird dem Hrn. Abg. Schulze 
ſehr dankbar ſein, daß dieſer aus dem Vertrage mit ihm herauslieſt, daß er 
in dieſem Vertrage ſich ſeine Sonverainetätsrechte ausdrücklich vorbehalten 
at. Ich glaube, es feblt blos der ausdrückliche Verzicht, und dieſem Um⸗ 
unde it kein fo großes Gewicht beizulegen. Aus den Vorgängen mit dem 
og von Tach läßt ſich für die hannoverſchen Verhältniſſe mit 
großer Sicherheit die Nußanwendund ziehen daß, wenn heute König Georg 
in der formellſten, bündigſten und arſten Weiſe auf das Erbrecht von Han⸗ 
nover verzichtet hätte, die Hannoveraner ſehr wenig geneigt ſein würden, dieſen 
Vergleich als einen vollgiltigen anzuſehen, wenn dem König Georg gleich⸗ 
zeitig eine ſehr dürftige und ärmliche Competeng ausgeworfen wäre, und ich 
umgekehrt, die Hannoveraner werden ſehr geneigt ſein, den factiſchen 

als vollgiltig anzuerkennen, welcher darin liegt, daß der König Geor 
Preußen ein Jahreseinkommen acreptirt hat, welche 
das ihm bisher zukommende um je mebr überſteigt, als ihm heute nicht mehr 
die Verpflichtung e einen königlichen Haushalt zu 2 Dadurch 
N ympathien der Hannoveraner und liefern den Beweis, 
daß wir den Krieg von 1866 erfährt haben, weil die Pflicht der Selbſterhal⸗ 
tung und die politiſche Mijfion Preußens in Deutſchland os verlangte. Man 
erträge enthielten ja geradezu eine Ermuthigung 


angewandelt worden, 


Verzicht 
heute von der Krone 


at weiter bemerkt, dieſe 


r die übrigen deutſchen „ ihrerſeits der nationalen Einigung den 
größten Widerstand en N 45 es ihnen ſchließlich doch n him 
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mer ergehen könne, als mit ähnlichen Summen abgefunden zu werden. 
keinem Falle, meine ich, hat man das Recht, bei den deutſchen 8. An 
ſo geringes Maß politischer Einſicht vorauszuſetzen, daß ſie meinen könnten, 
ſie würden bei fortgeſetztem egoiſtiſchen und 1 Widerſtande 
egen das Nationaleinigungswerk auf eine ähnliche Abfindung rechnen dürfen. 
as die formellen Bedenken, welche gegen die Verträge erhoben ſind, an⸗ 
betrifft, ſo will ich die Berechtigung derſelben nicht leugnen. Allein wir 
müſſen die Sache hier vom politiſchen Standpunkte aus betrachten und dann 
müſſen wir uns erinnern, daß wir dem heldenmüthigen Entſchluſſe Sr. Maj. 
des Königs, den Krieg des Jahres 1866 zu führen, es überhaupt verdanken, 
daß wir heute in der Lage ſind, von der Abfindung depoſſedirter Fürſten zu 
ſprechen. Nicht nur jetzt tritt die Regierung mit einem fait accompli vor die 
Landesvertretung, vor anderthalb Jahren that ſie es mit mehreren, das war 
die Schlacht von Königgrätz und der Wiener Friede. Wenn nun daſſelbe 
Staatsminiſterium, welches die preußiſche Say auf die Traditionen des 
proben Kurfürſten und Friedrich's des Großen enc und endlich ber 
angen Sehnſucht des deutſchen Landes nach Einigung Rechnung getragen 
bat, uns dieſe Verträge als vortheilhaft für Preußen erklärt, jo halte ich das 
für gewichtiger, als Ihre ſcrupulöſen Bedenken. Unter Strömen von Blut 
und Thränen wurde der Grund zur nationalen Einigung gelegt, ſeien wir 
dankbar, daß jetzt nicht Blut und Eiſen, ſondern nur Werke des Friedens 
von uns verlangt werden, wie dieſe Friedensſchlüſſe mit den depoſſedirten 
Fürſten. Stimmen wir deshalb moͤglichſt einſtimmig der Vorlage bei. (Bravo. 
eg.⸗Commiſſar Geheimer Ober⸗Finanzrath Wollny: Es liegt mir ob, 
die Fragen zu beantworten, welche der Eu Abgeordnete Miquel als ent: 
ſcheidend für jein Votum in feinem Vortrage an die Regierung gerichtet 
bat Der erfte beſtand darin, ob in dem Vertrage nur davou die Rede iſt, 
daß immer das immobile Domanialpermögen der Krone Preußen zur Dis⸗ 
[pitos geitellt jei und nicht auch das mobile Gejammtdermögen. Dieſe 
uffaſſung iſt nicht ganz richtig. Es find vielmehr alle Grundſtücke, die 
um Pridatvermögen des Königs Georg gehört 
rundpermögen mit einbegrifien. Nachdem in $ des Vertrages von dem 
Verbleibe des Schloſſes Herrnhauſen und der Domäne Callenberg bei dem 
Könige Georg die Rede geweſen iſt, heißt es in $ 3, daß alle übrigen Im: 
mobilien, die da aufgeführt find, der Krone Preußen zur Dispoſition ge: 
ſtellt ſeien. In dieſen beiden $$:ift freilich nur von immobilien die Rede, 
allein im $ 4 wird dann fortgefahren, wie mit den übrigen Einnahmen zu 
verfahren tt. Nach dieſen $$ eriſtirt keine weitere Veranlaſſung anzunehmen, 
daß das immobile. re nicht unter dem Domanial⸗Geſammtpermögen 
mit einbegrifien ſei. Alle Beſtandtheile des Domanial⸗Vermögens folgen der 
Natur des Domaniums, und es gelten hier dieſelben Rechte, wie für das 
Domanium. Ferner ijt gefragt worden, warum im $ 4, wo von den 16 
Millionen, die der König Georg erhalten foll, die Rede it, nicht auch er 
wähnt ſei, daß in dieſem Vertrage auch die Rechte der Agnaten mit einbe⸗ 
griffen ſeien. Die da findet dahin ihre Beantwortung, daß der König 
Georg der alleinige vollberechtigte Repräſentant ſeines Hauſes iſt. Indem 
er alſo auf ſeine Rechte verzichtet, ¡ft auch darin der Verzicht der Agnaten 
mit 1 — Von dem Chatoullvermögen iſt allerdings nur in einer 
Stelle im Vertrage die Rede. Alle Rechte der Krone an demſelben ſind 
durch den Vertrag unberührt geblieben. Die letzte Frage beſtand darin, ob 
zu dem Schloſſe Herrnhauſen auch die Allee und das Welſenſchloß hinzu⸗ 
gefügt werden würde. Diele Frage unterliegt gegenwäütig einer eingehen⸗ 
den Erörterung, die noch nicht abgeſchloſſen iſt. ; lle de 
Ab. Lasker: Die Vorlage hat meiner Anſicht nach zwei ſehr richtige 
Vorausſetzungen und es hängt von unſerer Entſcheidung über dieſe ab, ob 
wir für die Vorlage ſtimmen oder nicht. Die eine iſt — wenn wir uns da⸗ 
bon überzeugen könnten — daß die Verträge in einer innigen Verbindung 
mit den Vorgängen des Kundan Jahres 1866 ſtehen, ob ſie unzertrennlich 
mit den Annerionen verbunden find, fo würde wohl Niemand den Muth 
oder das mangelnde Verſtändniß haben, gegen die Vorlage zu ſtimmen. 
glaube aber, es iſt eine unannehmbare Poſition, wenn die Regierung jede 
politifche Frage in die Greignifje von 1866 hineinziehen, wenn fie fie zu 
einem Theile derſelben machen will. Wäre dies der Fall, dann müßten wir 
der königlichen Staats⸗Regierung eine Dictatur geben, vermittelſt deren fie 
Alles thun kann, was fie will. (Rufe links: Sehr richtig!) Das fordert 
aber weder die Regierung von uns, noch een wir dazu fein Mandat bon 
unſern Wählern. Hätte jo Mancher die heute geäußerten Worte des Hrn. 
iniſterpräſidenten ſeiner Zeit gehört, ſo weiß ich nicht, ob er nicht Gründe 


r einige Millionen mehr oder weniger außer Acht gelaſſen hätte. 
che nicht meine Ueberz meiner poli⸗ 


ung aus, ſondern die ſo Manches t 
Freunde. Damit iſt ie Fra e verknüpft, ob wir auch die faits ac- 
omplis anzunehmen haben, wo na 


der Verfaſſung eine vorangehende Ge- 
nehmigung der Volksvertretung nothwendig iſt. Dieſe Frage iſt von unbe⸗ 
ftreitharer Wichtigkeit. Ich halte dieſe Art, Geſchichte zu machen, indem man 
nämlich Betrachtungen darüber anſtellt, wie man hätte verfahren müſſen, 
wenn die a anders gekommen wären, als ſie gekommen ſind, für 
ſchlecht und falſch. Das iſt ebenſo, als wenn wir bei unſeren Ausgaben uns 
danach richteten, wie viel mehr wir im Vermögen gehabt hätten, wenn dies 
oder jenes nicht geſchehen wäre. — Die zweite Vorausſetzung beſteht darin, 
ob man wirklich überzeugt iſt, daß der ehemalige König von Hannover und 
der Herzog von Naſſau in der That einen Rechtsanſpruch oder einen Ver⸗ 
mögensanſpruch au, eine Entſchädigung, und zwar in tig ic Umfange, 
haben. Der Abg, Miquel, welder eine Autorität in diejem Gebiet ift, fam 
in feiner Rede zu dem Refultat, erſtens, daß von Eigenthum am Dominium 
r nicht die Rede iſt, zweitens, daß dem König Georg jetzt weit mehr zuge⸗ 
tanden iſt, als er je gehabt hat. Der ag dar fen für unſer Votum 
muß die beiden Momente ſein, ob der König für ſeinen Verzicht auf die 
Souperainetätsrechte nur zu entſchädigen fet, und ob er zugleich eine Revenue 
erhalten ſoll. Man hat ſo großes Gewicht auf die Unterſchrift des Königs 
Geor gelegt und gejagt, daß man deswegen hatte alle Opfer bringen müflen. 
Es ſollte dies von großer Wichtigkeit {ein gegenüber den anderen Regie: 

rungen Europas. e 8 E 
ch glaube, die Regierung hätte da einen andern Meg einihlagen fón- 
nen, ſie hätte e ha eine Entſchädigsſumme für dieſe Fürſten ausſcheiden 
und dazu die Zuſtimmung der Sanbesbertvehung dann einholen follen. Da: 
durch würde fie das deutlichſte Zeugniß von ihrer Gerechtigkeit und Billig- 
keit bor ganz Europa abgelegt haben. Der Preſſion der ‚Regierung und in 

den ſtattgehabten Thatſachen mich zu beugen, bin ich nicht im Sta 1 
die Freigebung einer folden Preſſion gewinnt das Anſehen dieſes 7 
U⸗ 


— 


ae unter dem Domanial⸗ 


ch] nicht; man hat n He man könne nicht wiſſen, wie viel man durch 


ſtimmung zu dem Geſetze an der öffentlichen Meinung in annover gewinne, 
und ſolcher unſichere Gewinn aber ſteht keineswegs im erhältnife in der 
wirklich zu zahlenden Entſchädigung. yet ſteht es, daß über eine Anleihe 
disponirt wurde, die zu andern Zwecken beſtimmt war, und daß die Grenzen 
der uns zustehenden Rechte nicht mehr zu ziehen find, wenn ſolche Entſchädi⸗ 
gungen geleiſtet werden follen vor vorheriger Genehmigung der Landesver⸗ 
tretung. In der Regierungs⸗Vorlage und in dem Commiſſionsbericht iſt ge⸗ 
ſagt worden, daß die Anleihe don 1866 ſchon 2 8 | realiſirt Ge 
ſei, ſoviel mir aber bekannt iſt, ſind ſowohl die an den erzog von Naſſau 
ezahlten und für den König von Hannover deponirten Scheine neu ange⸗ 
155 t geweſen. Ich kann das Ganze nur als eine kleinliche Finanz⸗Maß⸗ 
8 des Herrn Finanzminiſters anſehen, uns aber hat man es erſchwert, 
für die Verträge zu ſtimmen, ſogar vom finanziellen Geſichtspunkte iſt die 
Maßregel nicht zu rechtfertigen“ Alle dieſe Umſiände find zwar lleinlicher 
Natur; wenn die gezahlte Summe einfache Rettungsziffer geweſen, ſo würde 
ich wohl gelaat haben, man kann von einem berneinenden’ Votum Abſtand 
nehmen, aber ich finde auch Gefahr in dieſer Dotation. Der König von 
annover iſt es geinele der gleichzeitig mit der preußischen Regierung über 
eutralitát und mit Defterreid) über den Krieg gegen Preußen verhandelt hat. 
Er iſt es geweſen, der die annehmbaren 9 25 5 Preußens auf freien Abzug 
einer Armee gegen die Verpflichtung, ſich ein Jahr lang aller Schritte gegen 
reußen zu enthalten, verwarf und die Schlacht von Langenſalza veranlaßte. 
hat ſich nicht allein auf einfache Proteſte Defcbrántt, er hat auch während 
der Luxemburger Affaire feine Mgitaitonen gegen Preußen von Neuem be- 
poa In dieſem Augenblick haben wir die Nachricht, daß daſſelde Ver: 
abren fortgeſetzt wird, weil der König Georg von Hannover und feine Um: 
ebung annahmen, daß die Verträge hier im Hauſe genehmigt würden. Ich 
bie in der Annahme des vorliegenden Geſetzentwurfs eine Gefahr, die allen: 
alls durch das Amendement des Abg. v. Sybel vermindert werden konnte. 
Ich bin der Meinung, daß der König Georg wohl zur Annahme der durch 
dieſes Amendement bezweckten Clauſel bewogen werden kann, ich würde da⸗ 
her die Annahme dieſes Amendements befürworten, ohne damit ſagen zu 
wollen, daß ich nachher für das ganze Geſetz ftimmen werde. 

Es iſt nämlich meine Abſicht, das Geſetz für den Fall ſeiner Annahme 
möglichſt gut zu machen. Meine Bedenken gegen das Geſetz liegen auf dem 
Gebiete der inneren Verfaſſungsrechte, die nicht geboten werden koͤnnen 
durch dieſe oder jene Vorſichtsmaßregel. Ich würde es freilich bedauern, 


wenn der Herr Miniſterpräſident feine hier amen en 1 en aus- ſchon an fic) ergeben, daß der Herr Vorredner eine meiner Aeuferungen 
1 — und das don ihm angenommene nationale unvollendete Werk liegen] ganz zweifellos ohne Abſicht entſtellt hat. Ohne Abſicht, ſage ich, denn bet 
jeße. Wenn das in Wirklichkeit eintreten ſollte, dann habe ich zu dem Patrio⸗ der wohlwollenden Nachſicht, mit der der Herr Vorredner die Gewo si 
tismus des Herrn Miniſterpräſidenten das Zutrauen, daß er in kurzer Zeit hat, die Mitglieder der ng zu beurtheilen, darf ich auch vorausſezen, 
die Ueberzeugung gewinnen wird, es gehe ohne ihn nicht. (Heiterkeit) Von daß er meine Aeußerung in dem pit Lichte « hat. : 
den übrigen Mini ern glaube ich nicht, daß fie dieſe Ueberzeugung erhalten! mich mein Gedaͤchtniß nicht täuſcht, nur geſagt: „Ich habe mir die 
ES Lay =} 2 NER 8 


des Landes und dieſes Hauſes gegenüber, daſſelbe zu rügen. 


tande. Durch | fi 


werden und bedauere dies uch nicht. A 
daß frembartige und Sa Tee oe on ae A MR 


ein⸗ 
ezogen werden. Ich habe es bedauert, daß dies in Bezug auf den Noth⸗ 
tand in Preußen der Fall war. Wenn der preufi ay La wirklich 5 


die S { illionen nicht aufbringen könnte 
würden wir gewiß nicht lieber Leute im Frieden o fterben 
laſſen, um folde Summen bewilligen zu können. Unbetrübt von dieſen Ver: 
haͤltniſſen müſſen wir die Sache ſelpſt prüfen. Ich will nicht betonen, daß 
im Vertrage nicht mindeſtens die Wirkungen eines Verzichtes enthalten ſind, 
ich habe das Zutrauen zu der Regierung, daß ſie die Sache ſo vertreten 
kann und wird, als ob König ve in Wirklichkeit verzichtet hätte; der 
Verzicht allein hilft nicht viel, weil das Wiederkehren eines Prätendenten 
ſelten abhängt von vorher beſchloſſenen Vene ch erinnere hierbei an 
den 8.290 von Auguſtenburg; trotz des Verzichtes ſeines Vaters hat der 
größte Theil des deutſchen Volkes (Widerſpruch rechts), Sie ausgenommen, 
meine Herren, und die meiſten europäiſchen Cabinette, die Anſprüche des 
Auguſtenbrrgers als berechtigt anerkannt. Wie die Berhältniſſe heutigen 
Tages liegen, wird fic) kein Cabinet in Europa finden, daß ſich von perſön⸗ 
lichen Motiven beſtimmen ließe zur Unterſtützung etwaiger Aniprü 
Königs von Hannover. Indem ich mich nun auf den beſcheidenen Stand⸗ 
punkt eines Voltsvertreters zurüdziehe, bitte ich Sie, den Vertrag mit dem 
Roni 2. abzulehnen und hoffe * daß die Ablehnung noch nicht zum 
Conflict zwi chen Regierung und Vo tsvertretung führt, ſondern vielleicht 
eine ar iche Löſung moglich ift. (Beifall links, Ziſchen rechts.) 
iniſter⸗Präſident Graf v. Bismarck: Ich in dem Hrn. Vorredner 
ſehr dankbar, daß er meinen Patriotismus nicht unteribást, aber ich glaube, 
er überjhägt menſchliche Kraft, wenn er denkt, daß es mir möglich werde, 
bier im Hauſe gegen bedeutende Capacititen des Landes anzukämpfen und 
auch noch außerhalb des Hauſes feindlichen Beſtrebungen entgegentreten, und 
mit der anderen Hand Mache in die Räder der Ctactanmaidine einzu: 
greifen. Es ijt dies eine Maſchine, durch deren Friction die kräftigſte Natur 
zu Grunde gerichtet werden kann. Ich bin ihm auch dankbar dafür, daß er 
mich auf einen Punkt aufmerkſam gemacht, den ich vorher übergangen habe. 
Es if die Frage, ob wir verfaſſungsmäßig berechtigt waren, die Verträge 
abzuschließen. Der Hr. Vorredner meinte, es wäre geeigneter geweſen, wenn 
man uns eine Dictatur eingeraumt und wir dieſe zum Abſchluß des Ver⸗ 
trages benutzt hätten. Nun eine Dictatur war für uns bis zum 1. October 
des vorigen Jahres vorhanden, und waren wir in Folge deſſen berechtigt, 
die polonia hannoverſcpen Beſtände als Ausgleichungsmittel zu bes 
nutzen. Daß wir zu dieſem Auskunftsmittel nicht gegriffen, ſondern uns an 
der Anleihe bergen haben, iſt allerdings eine Finanzmaßregel geweſen; 
ob ſie jedoch eine ſo kleinliche geweſen, wie der Hr. Vorredner fagte midte 
ich bezweifeln, für mich genügt es, daß mein College der Finanzminiſter fie 
peana hat. Ich habe allerdings geglaubt, daß es einerlei fei, ob wir 
ei Aufbringung der erforderlichen Mittel in dieſen oder jenen Topf griffen. 
Von einer ſtattgehabten Preſſion kann in keiner Weiſe die Rede fein. N 
glaube, der Herr Vorredner iſt nicht von ſeiner ſonſt gerühmten Lebendigkeit 
ſeiner Ueberzeugung ausgeſtattet geweſen, wenn er ſolche Mittel anwendet, 
um ſich in einen gereizten Au gegen die Regierung zu berfegen, Wenn 
wir irgendwie gegen Verfa 9 en verſtoßen, fo it es ohne 
unfere Abſicht und ohne unſer Wollen ge — — : 

Der Herr Vorredner fagt, er würde für die Vorlage ſtimmen, wenn er 
glaubt, daß König Georg einen Rechtsanſpruch auf Entſchädigung habe. 
Nun, König Georg glaubt allerdings, daß er einen ſtarken Rechtsanſpruch 
auf die Krone von annover beſitze. Ich ſage, er glaubt daran, und meiner 
Ueberzeugung nach hat er dieſen Anfprügen mit dieſem Abkommen entjagk: 
Ein armer Prätendent ift aber bei Weitem gefährlicher, als ein reicher; 
reicher wird nie das durchſetzen, was oft ein armer, der außer ſeinem Leben 
Nichts zu verlieren hatte, zu Stande brachte. Sobald der Koͤnig Georg mehr 
annahm, als ihm im Vergleich zu feinen früheren Einnahmen zuſtand, ente 
ſagte er ſeinen Anſprüchen. Nothwendigerweiſe muß für das Mehrgezahlte 
auch ein Aequivalent vorhanden ſein, denn von einem Geſchenke des Ronis 
bon Preußen an den König Georg tann nicht vie Rede fein. Wn der 
Richtigkeit dieſer Anſicht läßt fic) nichts ändern, und mag von Seiten des 
Königs Georg gefagt werden, was will, und möge ſeine perſönliche Anſicht 
auch eine andere ſein. Der König hatte die Wahl, relativ genommen, noch 
mehrere Jahre zu darben oder ſeine Lage ſofort zu verbeſſern; er hat das 
Letztere vorgezogen unter dem Drucke der Drohung, daß wir die Sache im 
anderen Falle an die e beingen würden, und ich glaube nicht, 
daß wir dann bier die Sache fo ſchnell zum Abſchluß gebracht hätten. Die 
Frage, ob ein un i des Königs Georg vorlieg mi 
er t. Ich habe mich blos an die Frage gehalten, 
theile gehen aus dieſem Abkommen hervor. Uebrigens würde eine ausdrück⸗ 
liche enttagung des Königs Georg wenig Werth haben, wie dies die Erfah⸗ 
rung bei allen Prätendenten beweiſt. Schiiesl möchte ich bitten, nicht für 
das Sybel'ſche Amendement zu ſtimmen, weil es die Schwierigkeiten zu einem 
günſtigen Abkommen nur bermebrt, In meinen Augen bat ein ſolches 
Amendement keinen Werth und ijt vollſtändig überflüffig. 

Abg. Tweſten: Wenn ich auch für die Genehmigung der Verträge ſtim⸗ 
men werde, ſo veranlaßt mich das Verfahren der Regierung den en 
3 : jel! Ob die Staats: 
regierung ohne Zuſtimmung dieſes Hauſes die Verträge abſchließen konnte, 
will ich nicht erörtern, jedenfalls hat ſie einen Weg zur * — der Ver⸗ 
träge eingeſchlagen, der die Rechte dieſes Hauſes verletzt. Der Vertta mit 
dem König von Hannover ijt erft nach der Zeit der Dictatur abgeſchloſſen 
worden. Auch hatte die Regierung während der Zeit der Dictatur nicht das 
Recht, irgend eine Nu die dem ganzen Staate zur Laſt fällt, zu dieſem 
Zweck zu contrahiren. Die Regierung bat ferner die Mittel zu dieſem Ver⸗ 
trage aus den neuen Ländern deshalb nicht genommen, weil ſie dieſelben 
ni! nehmen konnte. Nach dem Art. 99 der Verfaſſung war die Regierung 
nicht in der Lage, dieſe Verträge abzuſchließen; die Verletzung der Geſetze 
gan ene um jo flagranter durch den Umſtand; unter welchem wir dieſe 
Anleihe von 60 Millionen bewilligten. Redner erinnert hierbei an die Ver⸗ 
ſicherung des Herrn Miniſterpräſidenten, daß die Kriegsanleihe nur zu 
Zwecken der Landesvertheidigung verwendet werden ſolle und fährt dann 
fort: Niemand, der für dieſe Anleihe geſtimmt hat, konnte glauben, daß die 
bewilligten Mittel ohne unſere Zuſtimmung verwendet werden wurden. Ein 
olcher Eingriff in unſere Rechte hat mich zu der Ueberzeugung geführt, daß 
ein gedeihliches Zuſammenwirken mit der Regierung nicht moglich iſt. Der 
Herr Miniſterpräſident zieht alles in feiner Politik in guna, nur nicht 
das Recht des Volkes. (Zuſtimmung links. Wiverſpruch rechts.] Die Ente 
ſchädigung betreffend, weiche ich dadurch von der Anſicht des Herrn Abg. 
Lasker ab, daß ich eine En chabigung für nothwendig halte für die Berlufte, 
die die Souveräne erlitten haben. Eine großmüthige Behandlung der Be⸗ 
ſiegten iſt unter allen Umſtänden gerechtfertigt, eine Erhitterung gegen fie 
nur im Augenblick des Kampfes. Der paa pg einer Dynaſtie hat immer 
etwas tragiſches und da mögen wir uns wohl der Worte des Dichters er⸗ 
innern: „Auch der überwundene Mann, der mit dem allgewalt gen Schickſal 
kämpfend unterlag, wird leben in dem Gedanken der Menſchheit.“ Wenn 
ich für eine Entſchädigung bin, fo durfte fic) dieſelbe doch höchſtens auf 
15 Millionen belaufen. Die übrigen 10 Millionen betrachte ich als unnütz. 
Wenn der Herr Berichterſtatter meinte, die Landesvertretung werde den Ver⸗ 
trägen zuſtimmen, ſo konnte die Regierung noch keinesweges erwarten, daß 
die Landesvertretung ſolchen Forderungen zuſtimmen werde. Wenn ſo ſchwere 
Bedenken des Rechts und materielle Erwägungen gegen den Vertrag ſprechen, 
ſo bewegt mich dennoch dazu Ja zu ſagen nur die einfache Preſſion, welche 
in den vollendeten Thatſachen liegt. urch unſer Votum werden wir jetzt 
a mehr ändern. Daſſelbe N nat es verneinend wäre, nur ſchwere 
Folgen nach ſich ziehen. Wenn die Regierung Sr. Majeſtät dem König ges 
tathen hat, feinen Namen unter Die Verträge zu ſetzen, fo kann fie ihm kei⸗ 
neswegs jetzt rathen, dieſe Unterſchrift zurückzuziehen. Die Landes⸗Vertretung 
muß diefe Unterſchrift reſpectiren. Würden wir „Nein“ fagen, fo würde der 
Herr Miniſterpräſident, wenn er aus der Sache eine Cabinetsfrage machen 
wollte, feine Entlaſſung nachſuchen, aber nicht erhalten und wir würden 
daſſelbe Schauspiel wie in Italien erleben. Wir würden entweder ein ent⸗ 
gegengefebtes * Ar oder ein ähnliches erhalten. Geſetzt, die Ableh⸗ 
nung würde einen Conflict hervorrufen, ſo würde ich mich verpflichtet halten, 
egen die Verzinſung dieſer Summe aus den Staatsmitteln zu ftimmen, 

ine ſolche Verſagung würde aber direct oder indirect durch die Re ierung 
abermals einen budgetloſen Sujtand erzeugen. Einen ſolchen Conflict zu 
tragen, iſt das Land genentoärtig nicht im Stande, deshalb müfjen auch bie 
Widerſtrebenden der vollendeten Thalſache Rechnung Par Ich kann nicht 
wane daß ein Conflict ſich anknüpft an 3 welche in irgend einer 
Weiſe als Folgen des Krieges und Friedens, der Ausdehnung des preußiſchen 
Vaterlandes und der Einigung von Norddeutſchland betrachtet werden müßte. 


Coat Zuſtimmung. 
af Bismarg Der ftenographifche Bericht wird 
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Frage, wie weit das Recht des Königs von Hannover auf eine We en ich sans phrase für die Bewilligung ſtimmen werde. Auch zweifle ich] Kleiſt, v. Bornſtevt, v. Klitzing, v. d. Kneſebeck 1 b. d. Kneſebeck (Tel: 
gehe, senal ana — die Gründe ing habe id nif ne Grid ah nicht, daß die große Mehrheit dieſes Haufes ebenſo votiren wird. b Kae v. Koller, v. Körbe, Köfter (Lippitadt), Koppe, Baron v. Kroff, Dr. 
nicht, weil ein Jeder nach ſeinem Standpunkte ee Frage beant⸗ Ein erneuter Antrag auf Schluß der Debatte wird gleichfalls abgelehnt.] v. Kraſicki, Krieger, v. Kries, Krug v. Nidda, Kühlwetter, v. Kulmiz, v. Kunheim 
worten wird. Ich möchte nicht, daß hieraus wieder, wie früher einmal, Abg. Dr. Waldeck: Die Debatte ift allerdings ſchon lang und breit qe: Kurtius, Kuschel, Lampugnani, v. ti ee v. Leszewski, v. Lattorff, 
durch die e des Herrn Vorredners, ein Conflict entjtebe, Was | führt, Indeſſen wenn auch die Mehrzahl über ihr Votum einig iſt, wird es] Lauenftein, Frhr. v. Ledebur, v. Leſſing, Dr. Lette, v. Lingenthal, Freiherr 
die Verfaſſungsbedenken des Herrn Vorredners betrifft, fo glaube ich mich] mir doch erlaubt fein, meine Meinung auszusprechen, um ue rundſätze, v. Loén, v. Loncki, Freiherr v. Londer, v. Marſchall, v. d. Marwitz, Frhr. 
darauf hinreichend erklärt zu haben, Wenn er aber verjudt bat, aus jeiner wie wir fie heute 115 vernommen, zu bekämpfen. Ich weiſe zunäch t darauf v. Maſſenbach, Mayer⸗Biedenkopf, Metſcher, Meyer (Diepholz), Mever (pope) 
Kenntniß meines Charakters zu beurtheilen, was ib unter gewiſſen Umftinden | hin, daß in der That ein Entſchädigungsobject für die gezahlten 25 Millionen | Meyer. zu Selhauſen, Meyer (Tondern), Menbofier, Miquel, v. Mitſchke⸗ 
thun würde, und wie ich mid benehmen würde, wenn ich meine Entlaſſung] nicht 1 ag iſt. Der Herr Miniſterpräſident q ja ſelbſt zugegeben, | Collande, Mooren, Dr. Müller (Hannover) Muntau, v. Muſchwitz, Nebbel, 
gefordert, aber nicht bewilligt erhalten haben würde, jo beurtheilt er mich] daß er ſich um die Rechtsfrage gar nicht bekümmert habe, Von dem Abg. Neuſſer, v. e (Wohlau), v. Niebelihüt (Freiſtadt), de Nys, Dr. Op⸗ 
darin ganz entſchieden falſch und zeigt, daß er eine andere Anſicht von mir] Tweſten haben wir gehört, daß man den vollendeten Thatſachen Rechnung] permann, v. Oſten, Otto, v. Oven, Perſius, Graf Pfeil, Pilaski, Planck, 
hat, als ich von ihm vorausſetzte. 800 würde meine Entlaſſung nie zu einer] tragen würde und werde er für die Verträge ſtimmen, obwohl ihm ſein Ge: | Plehn (Marienwerder), Polomsti, v. Pommer⸗Eſche, Quoad, Freiherr Rais 
Combdie fordern, ſondern ſehen, was Andere machen würden, die an meine wiſſen dies 1 verbiete. Ich halte eine ſolche Theorie aber für die] v. Frentz, Freiherr v. d. Reck, Redecker, de deniperger, Richter (Diridberg) 
Stelle träten. (Lebhafte Zuſtimmung.) verderblichſte. Wir können unſer Votum nicht trennen von der Rechtsfrage.] Frhr. v. Richthofen (Rybnil), Fehr. v. Richthofen (Jauer), Frhr. Kuni h 
nanzminiſter Frhr. d. d. Heydt: Von mehreren Rednern ijt auf meine] Die beanſpruchten Summen deshalb u bewilligen, weil andern Falls viel- |v. Richthofen (Heyde a), Rochlitz, Rodewald, v. Roebel, Roſcher, Rothe, 
Stellung als Finanzminiſter Being genommen. Sie erlauben mir über Yen Folgen eintreten könnten, d. h. daß wir eine abjchitifige | v. Saldern, v. Saltwedell (Sensburg), v. Saltzwedell (Gerdauen), v. Sauden 
meine Stellung einige Worte. Die vorliegende Frage ſteht in naher Ber | Bahn betreten, die nicht zu unſerm Heile führt, halte ich nicht für nothwen⸗(Julienfelde), Graf Saurma, Scharnweber Frhr. v. Scheel⸗Pleſſen, Schön, 
ziehung zu den wichtigen Ereigniſſen . denen ich an die Spitze der Finanz- dig. Gerade weil wir uns noch im Anfange des conſtitutionellen Lebens] Graf v. d. Schulenburg, Dr. Schultz. een Graf Schwerin⸗Pußar, 
bermaltung berufen wurde. on Anfang an habe ich es als meine Pflicht] befinden, deshalb dürfen wir keine derartigen Audſichten nehmen; wir dürfen] v. Seed, Sehmsdorf, Sello, v. Seydewitz, v. Stal, Frhr. v. Sobeck, Solger, 
erkannt, den Leiter der auswärtigen Politik in der Weiſe zu unterſtützen, diefelben um fo weniger nehmen, weil wir wiſſen, daß wir nicht die Macht] Spangenberg, Stavenhagen, Steffen, Steingräber, Stelber, Stegnel, Stomps, 
wie es den vorliegenden Verbáltnifien entſprach. Als der Krieg beendei haben, die Miniſterien zu bejeitigen. Können wir unſere Meinungen und | Graf Stradwig, Stroſſer, Strudmann, v. Stülpnagel, Stumm, p. Tempels 
war, handelte es ſich darum, welche Forderungen an die Beſiegten zu ſtellen] Anſichten nicht nach befter Ueberzeugung ausſprechen, dann wäre es befjer,| hoff, v. Tokarski, Thomse, Trütſchler v. Faltenitein, Tweſten, Uloth, Frhr. 
eien; es wurde theils Länderbeſitz, theils Contribution gefordert, wo die] wir wären gar nicht hier. Was die Verträge ſelbſt anbetrifft, jo iſt es wohl] v. Binde n Frhr. v. Vincke d Wachler, Wagener (Neu⸗ 
nnectirung für nothwendig erachtet wurde, wurde es gleichzeitig für gerecht] begreiflich, daß unſer König dem Könige Georg gegenüber Rückſichten hatte, | ftettin), Wagener Srambura) v. Wa 5 t 
gehalten, den Unterworfenen Entſchädigung zu gewähren. Dieſelbe jollte erft | vie wir felbft nicht zu beobachten haben. Räumt man uns einmal die Stel | Wantrup, Marburg, Dr. Websky, a eicke, Willmann, Dr. Weren⸗ 
in Domänen beſtehen. Bei der großen Skeigerung des Ertrages der Do⸗ lung eines geſetzgebenden Körpers ein und haben wir über die N mg Graf v. Weltarp, Werſtler, Wide, Wilkens, Gra v. Wintzingerode, 
mänen aber, von der man vorausſetzte, daß ſie im Laufe der Zeit noch Bi der zu zahlenden Entihädigungen mit zu beſchließen, fo wird uns vielleicht[ v. Wrochem, v. Zakrzewski, v. Zander, v. Zaſtrow (Züllichau), Simon 
gen würde, zog man es vor, dieſe Entſchädigung in Geld zu zahlen. Der] der König und der Miniſterpräſident Dank ſchulden, wenn wir fie von ihren] v. ao (Arnswalde), Zweigel. ; : 
bg. Lasker meinte nun, wenn die Contribution zur Zahlung der Entſchä⸗] Verpflichtungen entbinden, wenn wir dem Lande die unnütze Verausgabung it „Nein!“ alſo gegen den Geſetzentwurf haben u. A. get Émmt die 
digung verwendet wäre, fo hätte Niemand ein Wort darüber gejagt. Worin] vieler Millionen erſparen, die Gi ig, wie von verſchiedenen Seiten anz | Abgg. Dr. Ahlmann, Allnoch, Baſſenge, Dr. Becker, Behrenz, Dr, Bender, 
liegt nun aber der Unterſchied? Darin, daß in dem Rechenſchaftsbericht erkannt worden, poſitiv ſchädlich find, Berger, Bering (Erfurt), von Berswordt⸗Wallrabe. von Bockum⸗Dolffs, 
den die Regierung erſtattet hat, in Betreff der zur Verfügung geſtellten Mittel | Wird die Genehmigung verſagt, jo ijt das kein Grund zur Abtretung des] Boehmer, Born, Dr. von Bunſen, Coupienne, Deutz, Drabich, Duncker Dr. 
in den Einnahmen die Contribution mit 60 Millionen angejegt ijt, in den] Miniſteriums, ſelbſt wenn bei uns die englischen Verhältniſſe beſtänden.] Eberty, Ebner, Engel (Leobſchütz), Dr. Faucher, Fischbach, lords, ant 
Ausgaben die Entſchädigungen an bie ge en aber nicht. Die Regierung | Durch ſolche Drohungen können und dürfen wir uns nicht beſtimmen laſſen. (Aachen), Frech, Gerlich, Dr. Gneiſt, Gockel. Goddertz, Graeger, Hagen 
hat ausdrücklich anerkannt, daß in formeller Beziehung die Genehmigung der | Ih komme nun auf eine andere Drohung, welche der Herr Minifterpräfivent | (Görlitz,, Dr. Hammacher, Berl. Harkort, Hellwig, v. Hennig, Dr. Henzen, 
Landesvertretung dazu nothwendig fei, daß fie die Entſchädigung aus bem | dem Könige von Hannover gegenüber anwendete, nämlich zu der, daß er bie | Herbertz, Hermes, Herrlein, Heyl, Frhr. von Hilgers, ö Frhr. don 
60 Millionen⸗Credit genommen und nicht direct aus den Gontributionen. Angele enbeit vor das Forum des preußiſchen Landtags bringen werde. Aus] Hoberbed, Dr, Jacoby (Berlin), Juͤngken, Dr. Karſten, Keuffel, v. Kirchmann, 
Das letztere wäre vil dem Abgeordneten Lasker durchaus correct gemejen. | dieſer Drohung ſchließe ich, daß der Miniſterpräſident glaubte, der preußiſche] Kleinſchmidt, v. Kleinſorgen, se Dr. Koſch, Kratz, Dr. Krebs, Dr. Kugler. 
enn nun aus formellen Gründen die Contributionsſumme nicht ſo lange] Landtag werde die Genehmigung ſolcher Verträge nicht ausſprechen, und] Larenz, Larz, Lasker, Laßwitz, Leſſe. Dr. Löwe, v. Lo a, Dr. Lorentzen, Dr. 
zurückgelegt wurde, um fie direct zu verwenden, fo darf daraus der Regle⸗ ſchließe ferner daraus, daß der Minifterpräfident im Innern den Wunſch] Lutteroth, zur Megede Metzmacher, Meulenbergh, Mohr, Müller (Solingen), 
rung kein Vorwurf gemacht werden. Es ſtanden der Regierung damals hegt, die Verträge würden von uns abgelehnt. Noch ift es ja Zeit, unſere ga 2 r. Baur, beide Peltzer, Pieſchel, Plehn (Danzig), Dr. Frhr. von 
keine anderen Gelder zu Gebote, als die Contributionsgelder. dem die gr zu berjagen, da ja noch, wie mein Freund Edulje äußerte, die | Proff⸗Irnich, ual, Richter (Chen), Richter (Sangerbaujen), Röpell, Roh⸗ 
Regierung die Rechenschaft vorlegte, hat ſie die nachträgliche Genehmigung] Mittel im Machtbereich Preußens aoa Jedenfalls dürfen aber die bereits] land, Runge, Ruß, Sachſe, don Saucken⸗Tarputſchen, Schmidt, Schröder 
der Landesvertretung ausdrücklich beantragt. Es wurde die Anſicht ausge⸗ abgeſchloſſenen Verträge uns abhalten, unſer ablehnendes Votum abzugeben.] (Königsberg), Schubarth, Schulze (Berlin), 9 (Randow), Seubert, 
ſprochen, se Moers beſondere Vorlage dazu nothwendig fei. Die Regierung | Lieſt man dieſe Verträge, ſo ſollte man K daß eine Macht mit der] Stock, Struve, Dr. Techow, Uhlendorf, von Unruh, Dr. Virchow, Dr. Waldeck, 
hat dieſem Wunſche fot e denn e haben Sie über 81 orlage | anderen contrahire und der e des Vertrages har keine Veranlaſſung] Marge, Dr. Weber, Weeſe, Wehr, Werner, Windthorſt (Lüdinghauſen), 
de beſchließen. Ich glaube nicht, daß ein Widerſtand gegen dieſelbe daraus] zu der Schlußfolgerung, daß dieſer König auf ſeine Rechte verzichten werde. | Winkelmann, Witt, Wolfel, Wolff, Ziegler (Breslau), Ziegler (Hanau). 
ergeleitet werden kann, daß die Contributionsgelder nicht direct verwendet] Der Herr Miniſterpräſident hat uns auf den Chrenpunkt aufmerkſam ge: Der Abſtim mung enthalten haben fic die Abgeordneten Bromm, 
ind. Die Regierung glaubt in voller Ueberzeugung, richtig gehandelt zu macht und auf das Mehr, welches dem Könige von Hannover gezahlt wird;] v. Forchhammer, Dr. Haenel, Dr. Schlaeger, Schlichting, d. Sybel und Graf 
aben, die Genehmigung der Vorlage beantragen zu tönnen. im Sinne der Gouberaine aber de es für die Souverainetät keine Ent: | Renard. 4 a ¿ 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. ſchädigung. Uebrigens lege ich auf die Entſagung auch keinen Werth, weil] Der Praſident ſchließt hierauf die Sitzung, beraumt die nächſte auf Mon⸗ 
Abg. v. Sybel: Die Regierungsvorlage liegt uns heute nicht mehr in] dieſe meiſt bei vorkommender Gelegenheit zurückgenommen wird. Bei der] tag den 3. Februar, Vormittags 10 Uhr an, und ſetzt auf die Tagesordnung: 
ihrer urſprunglichen Geftalt vor, ſondern es ift durch die Berathung ber | Sácularifation der reichsunmittelbaren Fürſten tft es dem preußiſchen Staate] 1) Bericht der Juſtiz⸗Commiſſion über den Geſetzentwurf, betreffend die An⸗ 
Commiflion der Regierungsvorlage ein Bujak hinzugefügt worden, der von nicht eingefallen, denſelben für die Landesgüter und Domainen irgend welche] ftellung der höheren Juſtizbeamten; 2) Bericht derſelben Commiſſion über 
einiger Tragweite it und der darin beſteht, daß durch einen Zuſatz zu] Entſchädigung zu gewähren. Als ‘og dem Kriege von 1815 die Hälfte des] den Geſetzentwurf, betreffend die Todeserflárung der in den letzten Kriegen 
Art. 4 irgend ein Moment iu die Sache hineinzubringen fei, welches geeignet | Königreichs Sachſen dem preußiſchen Staate zufiel, hat der König von Sad)» verſchollenen Militärperſonen; 3) Bericht der bereinigten Commiſſionen für 
fei, die anſcheinend ungünſtige Situation, in der wir uns finanziell bei diefem | fen damals Entſchädigung erhalten? Nach deutſchem Rechte find die Do: | Gemeindeſachen und Unterricht, über Petitionen; 4) zweiter Bericht der Ges 

ertrage befinden, zu verbeſſern. Die königl. Staatsregierung hat bei den] mainen weſentlich dazu beſtimmt, die Laſten des Staates mittragen zu helfen.] meinde⸗Commiſſion über Petitionen; 5) Bericht der Gemeinde⸗Commiſſton 
Berathungen ſich dahin erklärt, es ſei nicht ihre Abſicht, dem Könige Geor Das Domanium hat nichts mit dem Privatvermögen der Fürſten zu] über den Geſetzentwurf, betreffend das Steuerverhältniß in den neuen dro 
die Dispofition über die 16 Millionen Thaler zu überlaſſen. Deswegen ijt| thun und nun, welche Berechnung hat man gemacht von den hannoverſchen] vinzen; 6) Bericht der XI, Commifjion über die zu der 40 Millionen-Anleipe 
die Commiſſion zu der weiteren Faſſung gekommen, dieſe definitiven Arrange: | Domänen. Leſen Sie die W über die hannoverſchen Pachtver⸗ eingegangenen Petitionen. 
ment 8 der Landesvertretung zu unterbreiten. Mein An⸗ träge, ſo finden Sie mehr als 200, Thlr. Einnahme aus den Domänen, Schluß der Sitzung 4% Uhr. 
mi bezwecke nun, daß der Geſichtspunkt, den die Regierung in der Com: | aus dem N und aus Ostfriesland. Wie nber konnte das n 
be mer berathung ſelbſt als einen nothwendigen und . ale be: | Welfiſche Haus je Anſprüche auf die Hildesheimiſchen und Oſtfrieſiſchen Do: Berlin, 1. Febr. [Se. Majeftät der König!] nahmen heute 
mambo bat, einen etwas ſchärferen Ausdruck er alte. Ich erlaube mir] mänen erheben? Trogoem hat man das ganze Dominialvermögen Hanno: [im Beiſein des Gouverneurs und Commandanten militäriſche Meldun⸗ 
ſelbſt borzuſchlagen, die Sicherſtellung darin zu finden, daß das Capital vers zufammengefaßt, daſſelbe über ſeinen Werth geſchätzt und danach, ab⸗ gen fowie die Monats⸗Rapporte entgegen, ließen Sich vom General 
dem Gegen teußiſcher Verwaltung bleibe und daß die Landesvertretung dies | geſehen von den übrigen Begünſti ungen, bie dem Könige von Hannover zu gem, da gegen, 
machen zu oingufüge. Ich babe geglaubt, biejen Vorſchlag um fo fiherer | zahlende Gntichivigung bemeſſen. Will man den depoſſedirten Fürsten irgend | v. Tresckow und Geh. Cabinets⸗Rath v. Mühler Vortrag halten und 
der Staats anden. als er ſich in einer übereinſtimmenden Anſchauung mit | cine Entſchädigung zugeſtehen, jo gebe man ihnen jedoch nicht fol e gde empfingen den auf der Durchreiſe begriffenen kaiſerlich ruſſiſchen Gene: 
wie $ ats regierung bewegt. — Der Vertrag mit dem Könige Georg macht, Summen und gebe nicht das böſe Beijpiel für ähnliche Fälle der Baba ral-Adjutanten Fürften Suwarof. Um 2 Uhr begaben Sich Se. Maj. 
e worden ijt, bei der Durchleſung durchaus den ee Es aci Bat : rea vas, nape tir au dem toy os itutio⸗ zum Familiendiner nach Bellevue | 

e DET. 2 , 3 y TEN A 
„ der der anderen Seite, und nicht der preußiſchen, Rechte nellen Staate de find, die Fürſten noch als Privatleute zu betrachten hre Majeſtät die Königin] war geſtern Abend im Bazar 


und Vorbehalte ermö Warum fo) bigung der] find. Gefährlicher wird die ganze Angelegenheit dadurch, daß durch di 2 
4 a > i a 8 bac ed und colas es 55 Hien toutes anweſend und empfing den Beſuch der hier eingetroffenen verwittweten 


daw⸗Reitzenſtein, v. Wangenheim, Dr. 


t 
t Berne sees Ua le lien one 
„ſondern n ng de ges alterirt und in Braun a nt wird. vo g i eae ; 
und we im Stande ijt, zu gegebener Zeit kleine Unbequemlichkeiten uns | xionsgeſeß d welt davon entfernt 0 de die un Pi: Nahe ra en fra y bis oe e eat = Ihrer 
iofort bom Galje zu halten und größere Ataquen Konig Georgs und feiner | zu fanctioniren, Wenn wir auch durch diejes Öejeb die Dictatur bes Königs in Grafe Hate . - Sebruar Graf Rittberg und 
nhänger zu unterbinden. — $ will nur noch die Gründe, weswegen id | Bejug auf bannoverſche Objecte zugeſtanden haben, fo darf doch nicht ber: raf Schaffgotſch. - 
meinen Antrag in der dritten Forte feiner urſprünglichen Faſſung zurüd- 50 i werden, daß es fich um unsere Geſammt Staateſchud handelt. Cs] [Carl Schurz] Die Auszeichnung, mit welcher der ameritanifche 
wal c gg etd angeben. Ich habe — dent iti an gezogen, ai eg wer N 0 ne ne 590 755 General und frühere Geſandte in Spanien Carl Schurz, der Befreier 
eil ich die euguug gewonnen habe, daß eine Unterſtellung von mir] wurde, ht. D \ T Dieje Verwendung mitſprechen können, Gottfri inckel's, Sei ini i 
nicht zutraf, nimi ie, daß — Seiten Preußens beſtimmte Zuſicherungen] liegt auf der Hand. Was die 60⸗Millionen⸗Anleihe betrifft, gegen welche ich . o Uhlemann yin des e 4 ar W 
Aber die Nachfolge Ernſt Auguſt's in Braunſchweig eriftirten, Dies habe id) | und meine Freunde q haben, fo zeigt es ño. jest daß fie zu hoch] erregt in Diplon iſch reiſen große ufſehen. er General, der 
theils aus den Worten des Herrn Minſſter Präſtdenten conſtatiren können, | gegriffen war. Durch die Bewilligung bee 60 Milltonen hat die Landes: ſich übrigens viel in parlamentarifójen Kreiſen bewegt und oft den Ver⸗ 
theils bin ich von anderer Seite darüber ar worden. Die beiden an: vertretung e den indirecten Antrieb zu dem Abſchluß der vorliegen⸗ handlungen des Abgeordnetenhauſes beiwohnt, ift, vom Grafen Bismarck 
deren Poſitionen des Antrages aber halte ich hier aufrecht, auch nachdem] den Verträge geben. Würden dieſe Gelder nicht bewilligt worden jein, jo | zunächſt aufgefordert worden, ihn zu beſuchen, gleich darauf erhielt er 
der Herr Miniſterpräſident he für überflajfig erklärt hat. Ich glaube, wenn | hätte die Ren keine Veranlaſſung gehabt, ſich jo freigebig gegen Side Einladungen zu Diners: auch verkehrte de aal i it ei 
er fie nur für überflüſſig erklärt hat, fo kann er fie keineswegs für ſchädlich] Fürſten zu benehmen. Auf dem jetzt vorgeſchlagenen ege der Belaftung | Emladungen 3 j : tte der General vielfach mit einem 
erklären, und ich wünſche, daß der Herr Fee cnet ahs den ausführ⸗ des Staates durch hohe Schulden dürfen wir unbedingt nicht weiterſchreiten. derjenigen Räthe des auswärtigen Amtes, der mit den Intentionen des 
‘ Üben Mittheilungen, die er bis jetzt zur Sache gemacht hat, ſich noch dar⸗ Ich werde nicht anders als gegen dieſe Borlage fimmen und thue dieſes Grafen vertraut zu fein pflegt und früher der liberalen Partei anges 
— me 95 pie er 5 — po 2 REAL Doone 11 58 ne EN Meh es 9 fin prt a 10 nns) daß dieſes Votum | hörte. 
| er unſerer Verwaltung, unferer ausſchließlichen Dispoſitions⸗Befugniß] die Mehrheit des Hauſes finden möge. (Bravo . Tel ifhe Störung.] Wie d W. T. B.“ mit 
al : i Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird jetzt an ‚[Zelegrapbif g. em „W. T. B.“ mitge⸗ 
+ a werden kann So febe darin ben praktiſchen Kernpunkt der ganzen RER 7 109 hg 1 halt das pS 5 e genommen. Zu einer theilt wird, find. in Folge des anhaltenden Sturmes die Telegrarhen⸗ 
wenn iniſter⸗Präſident Graf v. Bismarck: Ich glaube, daß ich nicht irre,, Abg. Single (Breslau): Der Abg. Arndts hat gegen mich das Recht] Verbindangen nach allen Orten nach dem Norden und dem Weiten 
wahr ich annehme, daß der Herr Vorredner ſich in einem ſaktiſchen Irrthume] reclamirt, mich vom König Georg todtſchießen und mir dann 60 Millionen] geſtört, oder doch die telegraphiſche Verſtändigung erſchwert. Ein Gleiches 
Gen one ganen Ena lb de Pr 19 655 en, 1 Fone laſſen. Ich kann ihm nur erwidern, daß der Geſchmack ber: wird uns aus Hamburg gemeldet 
etzte, daß die Staatsregierung beabſichtige, die Verfügung über das | ſchieden iſt. 3 0 : 5 
— abigungs: Capital in die bie Les Königs Georgs zu 2 — Dies iſt bg. Tweſten: Der Herr Abg. Dr. Waldeck hat eine meiner Aeußerun⸗ Köln, 2. Februar. [Die engliſchen Poſten] — aus London : 
¿a der Fall. Die künftige Einrichtung fiber bie Verwaltung des] gen, in der ich nur ausführte, bob di Berückſichtigung der Thatſachen eine] vom 31. v. M. Abends und vom 1. d. Früh — find ausgeblieben. 
Buf als wird jedenfalls derart getroffen fein, daß über daſſelbe nur mit der 2 der Politik fei, fo ſtark in ihr Gegentheil verkehrt, daß ich mich Aachen, 1. Febr. [Verurtheilung.] In dem vor den hieſigen 
mitt er pin e pr be a ei wi nlapt (leben fade Sulape Drolet i erheben. Die Mota ins Ge: | Aſſſen ſchwebenden Proceß wegen Mordes find die Angeklagten Peter 
emathtde Vor e darüber werden jedenfalls auch der Landesvertretung] wiſſen zu ſchieben, finde i hau 8 } t 
Beton werden. Der König Georg wird nicht das Capital in die Hande Abg. Miquel: Der Abg. Dr. Walde hat mein Verhalten als Verthei⸗ Anton Claſſen und Margareth Krings zum Tode, Wilhelm Roſellen 


Arten, ihm werden nur die Reveniten deſſelben ausgezahlt werden. Den diger des Verfaſſungsrechtes im verfaſſungsmäßigen Königreich Hannover] zu einjährigem Zuchthaus verurtheilt worden. 3 
Gin “adh bg. = . — hale A . er ae gart Men 9 en l a ee See. e folge sn vn 3 Dresden, 1. Febr. [Ein bei der zweiten Kammer cin 

ag au uß der Discuſſion erhält nun die Majorität. maligen Beiſpiele, als meinem jetzigen Dem gegenüber habe i ſpri i 
20 9 as } darauf binzumeifen, daß ich erklärt habe: „Warde mir die Frage als Rechts gebrachter Geſetzentwurff ſpricht ſich für die Aufhebung der 


ſolgt eine perſönliche Bemerkung des : ; 
1 ier, welche zunächſt — die wiederholten Rufe „Lauter“ von] frage vorgelegt, würde ich „Nein!“ fa en; da fie mir als politische Frage Todesstrafe und der Prügelstrafe aus. Eine andere Vorlage bezweckt, 
ten Stine Seite, beim Beginn feiner Rede erklärt, er könne mit feiner „anf: vorgelegt i „ fo fage ich „Ja!“ Mein Standpunkt in der Rechtsfrage ¡ft die politiſchen Vergehen auch auf Gewaltangriffe gegen die Selbſtſtän⸗ 
errh De nicht durchdringen (Heiterkeit), Gegenüber dem Vorwurſe des] dem damaligen ganz gleich.“ I digkeit und die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes auszudehnen. 
Liebſten miſter⸗Praſtdenten, daß die Fortſchrittspartei die Depoſſedirten am] Abg. Dr. Waldeck: Dem Abg. Tweſten gegenüber kann ich mich nur Dresden, 1. Februar. [Verlobung] Das „Dresdner Jour⸗ 
muthung wüde verkommen laſſen, verwahrt Redner dieſelbe vor der Zu⸗ auf das berufen, was ich dann weiter ausgeführt habe. Ich glaube, aus nal meldet daß am 29. Januar die Verlobung der Prinzeſſin Mar: 
theil ſeht einer ſolchen Rohheit. Die demokratiſche Partei hatte im Gegen- |jeinem Munde das Wort „private Gewiſſen“ gehört zu haben. Die ſteno⸗ : a Er, Má. b tingeffin Mar: 
fen. (aie egen ihre Gegner verfahren und fie nie Molle ſpinnen las-] graphiſchen Berichte werden das Richtige ergeben. garethe von Savoyen, Enkelin Sr. Maj. des Königs von Sachſen, 
Nado, all Tints) 3 I. Bu Titel und Ueberſchrift des Geſetzes nimmt Niemand das Wort, es | mit dem Kronprinzen Humbert von Italien ſtattgefunden hat. 
ner Rede un ferner der Abg. Lasker ein Mißverſtändniß eines Paſſus ſei⸗ wird deshalb ſogleich zur Abſtimmung geſchritten, bei der der Antrag des Wiesbaden, 31. Jan. [Die Spielgeſellſchaftj hat das ihr 
Haus zu vel Fetten des Herrn Finanzminiſſer⸗ en a her Mal hp ae angelehnt loo Males Den de lden Gommiffion itt von Berlin aus geſtellte Ultimatum acceptirt und wird demgemäß eine 
ial⸗Di inzi i p i i 3 e i : i 
ay roe pecial-Discuffion über den einzigen Artikel des vorlieg e genommen tit Gleben Mille Million Thaler an den Wiesbaden⸗Emſer Curfonds zahlen. 
Al Urſpricht der der enthie 


1 29 ifde| Mit „Ja“ f migung des Vert ; Oeſterreich. 

oment we gegen das Geſez. Derſelbe hebt das pſychologiſche u alſo für die Genehmigung ages, haben u. A. ge⸗ 

gane, verbo, daß eB eine legitimiſtiſche Schwärmerei fei, wenn man etwa | ftimmt die Abgg.: r. Achenbach, Adickes, Dr. Aegidi, Agricola, Arndts, Wien, 1. Febr. [In der beutigen Sitzung der ungariſchen 

größer wäre, dl Anbänglicteit der Unterthanen an einen armen Fürften| beide v. Arnim, Aßmann, v. Auerswald b. Aulock, Dr, Ba x (Gaffel), Bahl⸗ Delegation] erklärte fid der Führer der Linken, Ghiezy, mit der 

f ag einen veijen. In Gegentpeil fei. bas dne lane. | Mena o. c deen Fele, Gref ely ue “loon dem Miniftertum auf die Snterpellation. wegen Bezeichnung des 

ſümmend wirken. 8 ein biel lebhafteres, da dabei materielle Gründe mitbe: | Bernhardi, v. Bethmann ⸗Hollweg, Graf Betbufy-Huc led, Biedenweg, iniſteri : pelati 9 4 * 

tet werde; im G Es fei nicht gleichgültig, ob der Particulariszmus vernich⸗] Binder, p. Bismarck, Blum, v: Bodelſchwingh, v. Hotticher, v. Bonin Reichsminiſteriums ertheilten Antwort zufriedengeftellt. Die Delegation 

aller Macht an u eil fei gegen jeden Nahrungsſtoff für denfelben mit (Genthin), v. Bonin⸗Schlawe, Boy, Dr. Brande, v. Brauchitſch (Cling) | wählte darauf einen Budgetausſchuß von 30 Gliedern. Die „Oeſter⸗ 
N en. Die große Staatenbildung werde erſchwert, wenn Hersfeld), v. Bredow, v. d. Brelie, v. Brewer, v. Breza, v. Briefen, ichiſche Correſpondenz“ mel att EN ezmmenden Mite, 

4 cular € Staatenbildu 113 Buch, Buddenb d. v. B reichiſch p z“ meldet, daß die Kaiſerin ſich t 
ee ne die der Münter aden bet e ee Dr, Colberg, Colligo. Cotienct, Gress, p. Gjarlinsh Hantel b. Seay, | woch zu einem zeitweiligen Aufenthalt nach Ofen begeben werde, wohin 
. Y N 2 a „ » * 8, . r A 4 a + le . 
Aufl ung de ¢ Rik fae hergeleitet fate enel auch zu einer | Delius, Denker, v. Denzin, d. Dieſt, Dircks, Dönhoff, thr. vb. See pile ihr der Kaiſer gleichfalls auf einige Tage folgen werde. — Die Ver⸗ 
i ftimmen, onen 


i firven Diejenigen, di t die hoff, v. Duffel, Frhr. v. Cdardftein, Frhr. v. Gerde, d. Eich Dr. Cifele, mählung der Erzherzogin Maria Thereſſa von Gite mit dem Pri 
n ß , Baar ER coronene, 
N 2 2 A y b. r > v. 3 : “ ; 
2 Arad att Solus der Debatte wird abgelehnt. ſtein, Fiſcher (Cdmenbero), örſter, v. Forckenbeck, Sande © —. — „Graf [Die Curie.] Der „Volksfreund ged die Mittbeilung, die 
* % Tann nicht in meiner oft liegen, nach den heute} v. $ tenftein, v. Gerlach, Gerſtenberg, Piller, Dr. Glaſer, Gleim, Gommels- | Curie nehme in der Concordatsangelegenhe eine völlig unbeugſame 
a ehod, eine weiter auf das Materielle der Sache einzu- | hau nr Goßler⸗Lichtau, Gottſchewsti, v. Grävenitz Grünberg), Groſchle, Haltung ein, für unrichtig. Die Curie könne das öſterreichiſcherſeits 
gern Derſelbe hat ing des A meee, veranlaßt mich zu einer Er⸗ echt, Grundmann, Haack, Hagen (Fürſtenthum), d. Hanſtein, Haven⸗ kundgegebene Verlangen, Verhandlungen anzuknüpfen, nicht zurückweiſen. 


rum 
A j ¡ i del „Heiſe, Freih. v. d. Heydt, Hillingh, d. Hippel, Hine, Carl] o: ürden A i 
was fol ich den armen halben bon — — —. — ＋ Be ae 800 de q be Holzer, Honig, v. d. H y ' Die Verhandlungen mit Rom würden Anfang Februar beginnen, nad: 
mich nach den Gründen für die Bew za eter 16 Millonen.“ (i nig), v. Jackowsky, b. w, Janßen, Jordan p. Kaltenborn, dem dem kaiſerlichen Botſchafter in Rom die erforderlichen Inſtructio⸗ 
Ich bin auch ein ſolcher — und ich kann dem 5 ee — er, Far y Kardorff, oot bon aie ee Dr. Klein nen nunmehr zugegangen ſeien. 


U 


